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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Der religiös-konservative Verein «Neuer Rütlibund» forderte im Vorfeld des
Nationalfeiertags, dass der Bundesrat der SGG die Verwaltung des Rütlis entziehe, wie
die Aargauer Zeitung im Juli ein Schreiben des Vereins zitierte. Die SGG organisiert
jährlich die Feierlichkeiten zum 1. August auf der Rütliwiese, welche sie 1860 der
Eidgenossenschaft verkauft hatte und seither verwaltet. 
Der «Neue Rütlibund» fordere in seiner Mitteilung, dass die Wiese neu von einer noch
zu gründenden Stiftung verwaltet werden solle, da man sich an den Absichten der SGG
störe, eine «neue Nationalhymne zu etablieren». Der bestehende Text der Hymne passe
zur Schweiz, so der Vereinspräsident Pirmin Müller (LU, svp), der neue allerdings nicht.
Denn dieser stelle keinen Bezug mehr zu Gott her, weshalb Müller es für störend
erachte, dass die Hymnenstrophe neuerdings zusätzlich zum Schweizerpsalm an der
Bundesfeier auf der Rütliwiese vorgesungen werde. Die SGG missbrauche damit die
Wiese zu «eigennützigen Propagandazwecken», so der Vorwurf. 
Einen Tag später nahm SGG-Geschäftsleiter Lukas Niederberger Stellung: Das Rütli
dürfe tatsächlich nicht für «kommerzielle Zwecke oder partikuläre politische Anliegen
gebraucht werden», doch sei es legitim, zusätzlich auch die neue Hymnenstrophe
vorzutragen, denn deren Text basiere auf der Präambel der Bundesverfassung und habe
mit der SGG nichts zu tun. Und auch Gott sei wider der Vorwürfe Müllers in «jeder Zeile
des Textes» zu finden, wenn von Werten wie Frieden, Gerechtigkeit oder Freiheit die
Rede sei, so Niederberger weiter. Weil der Bundesrat bereits 2014 und 2016 eine
ähnliche Forderung wie jene des «Neuen Rütlibundes» abgelehnt hatte, sehe die SGG
in dieser «erneute[n] Zwängerei» lediglich eine «Respektlosigkeit gegenüber dem
Bundesrat». 
Schliesslich nahm auch die bereits im März von der SGG zu den Feierlichkeiten
eingeladene Urner Regierungsrätin Heidi Z'graggen (UR, cvp) zum «Hymnen-Streit»
Stellung, wie wenige Tage später der Blick berichtete. Das Rütli sei für alle da, welche
die Schweiz liebten und achteten und es sei dank der SGG das was es ist, so Z'graggen.
Auf dem Rütli habe es auch Platz für die neue Hymnenstrophe, welche als Beitrag aus
der Zivilgesellschaft zu verstehen sei. Bereits in den 1960er Jahren sei über die
Landeshymne debattiert worden, und ob der neue Text letztlich in die offizielle Hymne
aufgenommen werde, solle die Bevölkerung bestimmen: «Das Volk soll am Ende sagen,
was es singen will» – denn diese Debatte über die Hymne sei Ausdruck einer lebendigen
Demokratie. 
Erst im März 2019 hatte der Nationalrat darüber debattiert, ob die Nationalhymne
demokratisch festzulegen sei, hierzu jedoch keinen Handlungsbedarf erkannt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.07.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Staatsjubiläen

Im ganzen Land teilten am Nationalfeiertag 2019 die Bundesrätinnen und Bundesräte
der Bevölkerung ihre Gedanken zur Schweiz mit. Dabei wurden unter anderem der
Klimawandel, die EU oder die Schweizer Sprachenvielfalt angesprochen. 
Der Corriere del Ticino berichtete über Ignazio Cassis, der gleich alle vier
Sprachregionen besuchte. In L'Etivaz (VD), Krauchthal (BE) , Zuoz (GR) und Chiasso (TI)
sprach der Bundesrat über die äusseren und inneren Grenzen der Schweiz, welche
sowohl Herausforderung als auch Chance für das Land seien, da sie die Schweiz und
ihre Sprachregionen definierten. Er selbst beabsichtige als Bundesrat, diese zu stärken
und zu vereinen. 
Auch Guy Parmelin hielt einen «Marathon» mit gleich drei Reden, wie die Tribune de
Genève berichtete. In Weissenstein (SO), Rueyres und Étoy (VD) sprach er etwa über die
«symbiose entre l'Etat et le citoyen helvétique» und meinte, die Schweiz habe viel mehr
Potenzial, als dass sie «reale Probleme» habe.
Simonetta Sommaruga besuchte den Naturpark Gruyère Pays-d'Enhaut (FR), wo sie den
Klimawandel ansprach und sich, passend zur Lokation, mit Politikerinnen und Politikern
und anderen Parkbesuchern über die Biodiversität, alpine Landwirtschaftszonen oder
nachhaltige Forstwirtschaft austauschte.
«Unendlich dankbar» war laut dem Blick Ueli Maurer, der den Tag am Fête des
Vignerons in Vevey (VD) feierte. Dankbar sei er für das Land, welches das Resultat harter
Arbeit «Dutzender von Generationen» sei. Die heutige Schweiz verstehe er als deren

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Erbschaft und noch immer gelte es, für «Freiheit und Unabhängigkeit» einzustehen.
Ähnlich wie Cassis unterstrich Alain Berset, dass die Einzigartigkeit der Schweiz in ihrer
Kultur- und Sprachenvielfalt liege. In Yverdon-les-Bains (VD) erwähnte er in seiner
Ansprache den Klimawandel, den Zugang zur medizinischen Grundversorgung oder die
Beziehungen zur EU und habe dabei laut der Zeitung «Le Temps» diesbezüglich die
Frage in den Raum gestellt :«[...] en faisons-nous assez»?
Ebenfalls vom Klimawandel und von dessen potenziellen Schäden und Folgen für die
Schweiz geprägt war die Rede von Viola Amherd in Münster (VS). Amherd erinnerte –
entsprechend ihrem Departement – daran, dass eine «funktionstüchtige Armee», der
Zivilschutz sowie der Zivildienst die Bevölkerung jederzeit beschützten und
unterstützten, auch im Falle von Naturkatastrophen.
In der Gemeinde Rorschach in ihrem Heimatkanton St. Gallen holte schliesslich Karin
Keller-Sutter in ihrer Ansprach zuerst bis ins Jahr 1291 aus und skizzierte die lange
Geschichte der Eidgenossenschaft, sprach dann aber auch über aktuelle Themen wie
die EU, die Digitalisierung oder steigende Krankenkassenkosten.

Auch auf der Rütliwiese (UR) wurde traditionellerweise gefeiert, allerdings ohne
Bundesrat, wie die Luzerner Zeitung berichtete: Dort übernahm die Urner
Regierungsrätin und ehemalige Bundesratskandidatin Heidi Z'graggen (UR, cvp) das
Zepter. Das Motto der diesjährigen Feier lautete «Milizarbeit als Engagement für die
Gesellschaft», entsprechend waren der SGV und der Schweizer Feuerwehrverband zu
Gast. Z'graggen ihrerseits sprach neben der Milizarbeit auch über die guten
Beziehungen zu Europa und betonte, dass die Schweiz eine verlässliche und geschätzte
Partnerin der EU sei. Auch den Föderalismus thematisierte sie: Dieser sei etwas, was sie
glücklich mache und sie als «Grundlage für den Erfolg unseres Landes» betrachte.
Als Abschluss der Feier auf dem Rütli schliesslich wurde die Nationalhymne vorgetragen
– mitsamt der viel diskutierten neuen Strophe, welche die Verwalterin des Rütlis, die
SGG, als offizielle Strophe in die Hymne aufnehmen möchte. 2

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

2010 traten mit Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz gleich zwei Bundesräte
zurück. War der Rücktritt von Merz erwartet worden, so überraschte die Ankündigung
der Demission von Leuenberger am 9. Juli auf Ende des Jahres. Der Rücktritt war
deshalb überraschend, weil spekuliert wurde, dass Leuenberger sein drittes
Präsidialjahr 2011 noch abwarten würde. Der Magistrat begründete seinen Rücktritt mit
der langen Amtsdauer – Leuenberger sass seit 1995 in der Regierung – und nicht etwa
mit dem Arbeitsklima im Bundesrat. In der Presse wurden die rhetorischen Fähigkeiten,
die Mediengewandtheit und Leuenbergers Einsatz für mehr Transparenz in der Politik
hervorgehoben. Darüber hinaus habe er mit der Fusion der Verkehrs- und
Umweltpolitik eine ökologische Klammer geschaffen, die nachhaltig bleiben werde.

Die SVP reagierte prompt und kündigte bereits wenige Minuten nach der
Medienkonferenz ihren Angriff auf den SP-Sitz an. Caspar Baader (BL) wurde als
Sprengkandidat vorgestellt. In der Presse wurde nicht nur über allfällige
Nachfolgerinnen von Leuenberger gemutmasst (am häufigsten wurden Simonetta
Sommaruga, Jacqueline Fehr, Anita Fetz, Eva Herzog, Hans-Jürg Fehr und Claude Janiak
genannt), sondern auch darüber spekuliert, dass Hans-Rudolf Merz ebenfalls seinen
baldigen Rücktritt einreichen werde, was dieser schliesslich am 6.August per Anfang
Oktober auch tat. Die Bilanz der fünfjährigen Amtszeit von Merz fiel in der Presse
zwiespältig aus. Auf der einen Seite wurde anerkannt, dass der Finanzminister einen
gesunden und nachhaltig sanierten Haushalt hinterlasse. Auf der anderen Seite hätte
sich der Bundesrat aber insbesondere auf internationalem Terrain nicht sehr
überzeugend bewegt. Beim Steuerstreit mit der EU, bei der Informationspolitik rund um
die UBS-Krise oder bei seinem naiven Vorgehen in der Libyen-Affäre hätte der Magistrat
viel Goodwill verspielt.

Auch für die Nachfolge Merz begann sich das Kandidatenkarussell rasch zu drehen. Als
Kronfavoriten wurden in der Presse schon früh Karin Keller-Sutter und Johann
Schneider-Ammann genannt. Diesmal kündigten nicht nur die SVP sondern auch die
Grünen an, den Sitz der FDP anzugreifen. Einiges an Diskussionen löste der Umstand
aus, dass die Rücktrittsankündigungen nicht koordiniert worden waren. Es wurde
davor gewarnt, dass zwei aufeinanderfolgende Bundesratswahlen (im September und im
Dezember) die Sachpolitik für Monate überlagern würden. Nachdem sich die SP und die

ANDERES
DATUM: 10.08.2010
MARC BÜHLMANN
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FDP gegenseitig die Schuld für die schlechte Koordination in die Schuhe schoben,
verlegte Bundesrat Leuenberger schliesslich seinen Rücktritt vor. Dies brachte der SP
einen taktischen Vorteil, weil die Ersatzwahl von Leuenberger vor jener von Merz
stattfand. 3

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 4

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN

Nach den Rücktrittsankündigungen von Johann Schneider-Ammann und Doris Leuthard
nahmen zwar die Rücktrittsspekulationen ein Ende, dafür kurbelten die Medien das
Kandidatenkarussell umso schneller an und lancierten im Vorfeld der Ersatzwahlen in
den Bundesrat fleissig mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger. 
Die von vielen Seiten geforderte Doppelvakanz liess zahlreiche Szenarien möglich
erscheinen, klar schien aber, dass mindestens eine Frau in die Landesregierung
einziehen sollte, damit das Gremium nicht nur durch eine Bundesrätin – Simonetta
Sommaruga – repräsentiert werde. Die grössten Chancen wurden nicht nur deshalb
Karin Keller-Sutter (fdp, SG) eingeräumt. Die Ständerätin (seit 2011) wurde auch als Top-
Favoritin gehandelt, weil sie aus der Ostschweiz stammt, derjenigen Region also, die
seit längerem nicht mehr im Bundesrat vertreten war. Zwar war die St. Gallerin bereits
2010 als Regierungsrätin zu Bundesratswahlen angetreten, unterlag damals allerdings
Schneider-Ammann. In der Zwischenzeit hatte sich die Ständerätin in Bern aber einen
Namen gemacht und wurde auch von politischen Gegnern gelobt. Auch die
Parteipräsidentin der FDP, Petra Gössi (fdp, SZ), wurde von den Medien auf den Schild
gehoben, obwohl sie bereits früher bekannt gegeben hatte, nicht als
Bundesratskandidatin zur Verfügung zu stehen. Weitere in den Medien gehandelte FDP-
Kandidatinnen waren Regine Sauter (fdp, ZH), Doris Fiala (fdp, ZH) oder Christa
Markwalder (fdp, BE). Männliche Kandidierende schienen es neben der Favoritin Keller-
Sutter, die Anfang Oktober als eine der ersten offiziell ihre Kandidatur bekannt gab,
ebenfalls schwierig zu haben. Zwar wurden Ruedi Noser (fdp, ZH), Martin Schmid (fdp,
GR) oder Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) von den Medien früh ins Spiel gebracht, diese
hätten aber neben der St. Galler Ständerätin lediglich eine Rolle als «Winkelried» – sie
opferten sich also selbst, damit ein Zweierticket aufgestellt werden könnte – wie etwa
das St. Galler-Tagblatt schrieb. Statt Ankündigungen von Kandidaturen kamen denn aus
den Reihen der FDP vielmehr Absagen: Sauter, Schmid, Portmann und Noser – alle
winkten mit dem Verweis auf die ideale Kandidatur von Keller-Sutter ab. Schliesslich
stellten sich neben Keller-Sutter der Schaffhauser Regierungsrat Christian Amsler (SH,
fdp) und Ständerat Hans Wicki (fdp, NW) zur Verfügung.
Auch bei der CVP wurden einer Frau und langjährigen eidgenössischen
Parlamentarierin sehr gute Chancen eingeräumt, Nachfolgerin von Doris Leuthard zu
werden: Viola Amherd (cvp VS). Die Walliserin – seit 2005 in Bern – sei im Parlament
beliebt. Allerdings wurde in den Medien auch ein Rechtsstreit bekannt, in den Amherd
verwickelt sei. Es handle sich dabei freilich nicht um ein Strafverfahren, sondern um
eine zivilrechtliche Auseinandersetzung. Eine Erbengemeinschaft aus Amherd und ihrer
Schwester soll über Jahre zu hohe Mietzinsen kassiert haben. Bei den
christlichdemokratischen Männern machten die Medien mehr Potenzial aus als bei der
FDP: Weil Karin Keller-Sutter als Kronfavoritin galt, könnten sich die CVP-Männer wohl
mehr Chancen ausrechnen, so der Tenor. Obwohl auch er schon lange abgesagt hatte,
galt Parteipräsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) deshalb vielen als Geheimfavorit. Häufig
genannt wurden auch Stefan Engler (cvp, GR), Daniel Fässler (cvp, AI), Pirmin Bischof
(cvp, SO), Peter Hegglin (cvp, ZG) und Erich Ettlin (cvp, OW). Auch der amtierende
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurde – trotz seiner deutlichen Absage – in den
Medien immer wieder als Wunschkandidat bezeichnet. Mit Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) wurde von der Basler Zeitung eine weitere mögliche
Frauenkandidatur ins Spiel gebracht, die zudem den Vorteil hätte, den Kanton Basel-

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2018
MARC BÜHLMANN
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Landschaft zu vertreten, der seit 1897 auf eine Vertretung in der Landesregierung warte.
Auch dem St. Galler Regierungsrat Benedikt Würth (SG, cvp) wurden gute Chancen
eingeräumt. Weil die Ersatzwahl von Doris Leuthard aufgrund des Anciennitätsprinzips
zuerst stattfinden würde, galt Würth in den Medien zudem als potenzieller Verhinderer
von Karin Keller-Sutter, wäre doch eine St. Galler-Doppelvertretung in der
Landesregierung kaum haltbar. Die Urner Zeitung brachte schliesslich die Urner
Regierungsrätin Heidi Z'graggen (UR, cvp) ins Spiel, die zu Protokoll gab, dass es wichtig
sei, dass die Zentralschweiz einen Anspruch auf einen Sitz im Bundesrat erhebe. Früh
machte die CVP zudem klar, dass sie mit mindestens einer Frau auf einem Doppelticket
antreten werde. Mitte Oktober gab Peter Hegglin als erster aus dem Kreis der CVP seine
Kandidatur bekannt. Nur wenige Tage später warfen auch Heidi Z'graggen und Elisabeth
Schneider-Schneiter ihren Hut in den Ring. Und auch Viola Amherd gab Ende Oktober,
also kurz vor Meldeschluss, bekannt, für die Nachfolge von Doris Leuthard bereit zu
sein. Aus dem Rennen nahmen sich hingegen Erich Ettlin und Pirmin Bischof. Und auch
Gerhard Pfister und Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden nicht müde, zu betonen,
dass sie nicht zur Verfügung stünden, was von einzelnen Medien prompt kritisiert
wurde. Der Blick mahnte etwa, dass die CVP nicht die besten Kandidierenden aufstellen
würde.

Sowohl die FDP als auch die CVP liessen durch die Medien verlauten, dass sie sehr viel
Wert auf die Prüfung der Kandidierenden legen würden. Diese Verlautbarung drängte
sich insbesondere auch deshalb auf, weil der ehemalige FDP-Bundesratskandidat und
Genfer Regierungspräsident Pierre Maudet (GE, fdp) wegen einiger Ungereimtheiten im
Zusammenhang mit seinem Regierungsmandat in die Schlagzeilen geraten war. Die
Westschweizer Zeitungen Tribune de Genève und Le Temps schrieben deshalb von
einer eigentlichen «Lex Maudet». Noch einen Schritt weiter ging die CVP, die die
Kandidierenden nicht von einem eigenen Parteigremium prüfen lassen wollte, wie dies
die FDP vorsah, sondern von einem externen, aus Juristinnen und Juristen geleiteten
Prüforgan. 

Die Fraktionen entschieden sich dann am 16. November je für ein Doppelticket. Die
FDP hob wie erwartet Karin Keller-Sutter zusammen mit Hans Wicki auf den Schild. Wie
wenig umstritten die St. Galler Ständerätin war, zeigte der Umstand, dass sie von 41
FDP-Fraktionsmitgliedern im ersten Wahlgang 38 Stimmen erhalten hatte, wie das St.
Galler Tagblatt zu berichten wusste. Für Wicki sprachen sich 29 FDP-
Parlamentsmitglieder aus, Amsler erhielt 12 Stimmen. Dies zeige deutlich, dass die FDP
die von vielen Seiten proklamierte zusätzliche Bundesrätin aus der eigenen Partei wolle.

Der Entscheid der CVP wurde als eigentlicher Überraschungscoup gehandelt. Zwar
hatte man mit der Nomination von Viola Amherd gerechnet, aber die Kandidatur von
Heidi Z'graggen hatte niemand erwartet. Die BaZ sprach gar von einer Desavouierung
gegen die bekannteren Hegglin und Schneider-Schneiter. Letztere witterte gar eine
«Verschwörung der Berggebiete gegen die Nordwestschweiz». Z'graggen habe bei der
Anhörung am meisten überzeugt und den Favoriten Hegglin schon im ersten Wahlgang
aus dem Rennen geworfen, wie einzelne Fraktionsmitglieder gegenüber den Medien
aussagten. Fraktionspräsident Filippo Lombardi (cvp, TI) wollte allerdings keine Zahlen
publik machen. Das reine Frauenticket der CVP wurde als starkes Signal gewertet, mit
dem der FDP ziemlich der Wind aus den Segeln genommen werde, so der Kommentar
zahlreicher Medien. Statt über die Kronfavoritin Keller-Sutter zu schreiben, nahmen
diese nun vielmehr die unbekanntere Heidi Z'graggen in ihren Fokus. Die wie schon bei
der Nachfolge von Didier Burkhalter geplante Roadshow der FDP, mit der man in
diversen Kantonen die Kandidierenden vorstellen wollte, verkam so zu einem
eigentlichen Rohrkrepierer und verbrauchte – ganz im Gegensatz zur Wahl von Ignazio
Cassis vor einem Jahr – kaum mehr Druckerschwärze. 

Die «drei Frauen und der Quotenmann», wie der Blick titelte, wurden in der Folge von
allen Medien durchleuchtet. Während sich die Medienschaffenden und
Kommentatoren bei der FDP einig waren, dass Karin Keller-Sutter praktisch bereits
gewählt sei, betrachtete man das Rennen bei der CVP als offen im Ausgang. Den Medien
ging es in den darauffolgenden Tagen insbesondere darum, die in Bern noch ziemlich
unbekannte Heidi Z'graggen zu präsentieren. Die Urner Regierungsrätin sah sich selber
eher am rechten Flügel ihrer Partei. Sie galt vor allem in der Sozial- und
Migrationspolitik als konservativer, aber auch als wirtschaftsnäher als die vor allem
gesellschaftspolitisch eher linker eingeschätzte Viola Amherd. Damit begannen die
Mutmassungen, dass Z'graggen von der SVP allenfalls zur Favoritin gemacht werden
könnte. Weil Z'graggen als Präsidentin der Eidgenössischen Heimatschutzkommission
auch eine «linke Ader» habe, so die Urner Zeitung, könnte sie allenfalls auch bei links-
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grün punkten. Amherd sah sich hingegen immer wieder aufgrund des vor allem von der
Weltwoche befeuerten Rechtsstreits in ein schiefes Licht gerückt. Aber auch Z'graggen
verfolgte ein Vorfall, der sich an einer Podiumsveranstaltung abgespielt hatte: Sie hatte
einen Zuhörer im Saal als «Depp» bezeichnet, dies dann aber beharrlich als akustisches
Missverständnis abgetan.  

Die Hearings der verschiedenen Fraktionen nahmen dem Ausgang dann etwas die
Spannung. Schon eine Woche vor den Wahlen gab die SVP die Resultate ihrer
Anhörungen bekannt. Sie unterstützte zwar mehrheitlich Z'graggen, vor allem die
Bauern in der Volksparteifraktion sprachen sich aber für Amherd aus, was in den
Medien als steigende Wahlchancen für die Walliserin interpretiert wurde. Karin Keller-
Sutter erhielt beim Hearing bei der SVP mehr Stimmen als Hans Wicki. Eine
Wahlempfehlung wollte die SVP allerdings intern nicht vorgeben. Bei der FDP-Fraktion,
die die Hearings einen Tag vor der Bundesratsersatzwahl durchführte, gab man zwar
ebenfalls keine Empfehlung ab, die Mehrheit der Mitglieder sprach sich aber für
Amherd aus, die vor allem mit ihren Dossierkenntnissen überzeugen konnte, die bei ihr
als Nationalrätin grösser seien als bei der Urner Regierungsrätin. Z'graggen sei zwar gut
gewesen, aber Amherd sei besser gewesen, zitierte die NZZ ein Fraktionsmitglied, das
nicht genannt werden wollte. Auch die SP liess verlauten, man habe die Qual der Wahl
zwischen zwei exzellenten Politikerinnen. Bei den Grünen, die ihre Überlegungen einen
Tag vor den Wahlen bekannt gaben, konnte Z'graggen mit authentisch vorgetragenen
Sorgen um den Klimawandel punkten, aber auch bei ihnen sei Amherd eher im Vorteil,
wie Balthasar Glättli (gp, ZH) zu Protokoll gab. Klarer waren die Stellungnahmen zu den
FDP-Kandidierenden. Die SP sprach sich klar für Keller-Sutter aus, die zwar deutlich
rechts positioniert, aber sehr offen für Kompromisse sei. Bei der CVP, die keine
Wahlempfehlung abgeben wollte, dürfe die St. Gallerin ebenfalls mit mehr Stimmen
rechnen als Wicki, so ein CVP-Fraktionsmitglied. Die Fraktionen der GLP und der BDP
sprachen sich für Amherd aus. Ausschlaggebend sei unter anderem auch die offenere
europapolitische Haltung Amherds, gaben Vertreterinnen der beiden Parteien bekannt.
Die beiden kleinen Fraktionen empfahlen zudem Karin Keller-Sutter. In den Medien ging
man einen Tag vor der Wahl davon aus, dass Amherd und Keller-Sutter wohl gewählt
würden. Z'graggen sei zwar politisch nicht so weit von Amherd entfernt, für Letztere
spreche aber wohl die grössere Erfahrung.

Die «überschätzte Show», wie die Basler Zeitung die Wahl im Vorfeld bezeichnete, oder
«die inszenierte Volkswahl», wie die NZZ titelte, sei in den letzten 40 Jahren zu einem
«publikumswirksamen Spektakel geworden». Nicht nur die Medien, sondern auch die
Parteien forcierten den Wettbewerb lange im Vorfeld. Der Wahlakt selber war dann
allerdings alles andere als ein Spektakel. 
Zuerst wurden die Verabschiedungen von Doris Leuthard und Johann Schneider-
Ammann vorgenommen. Nationalratspräsidentin Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) lobte
die Verdienste Leuthards im Volkswirtschaftsdepartement und im UVEK sowie die
«Verbindung ihrer Popularität mit einem ausgeprägten politischen Instinkt». Die
scheidende CVP-Magistratin sei nicht nur eine «Grand Dame politique», sondern ganz
einfach eine «Grande Dame», die ein Stück Geschichte mitbestimmt habe. Leuthard
selber rief das Parlament auf, auch in Zukunft auf Konkordanz, Konsens und
Kompromiss zu setzen. Die Schweiz gebe es nur einmal und es lohne sich, für das
schöne Land zu kämpfen. Die von 2006 bis 2018 dem Bundesrat angehörende
Aargauerin erhielt zum Abschied stehende Ovationen. Johann Schneider-Ammann –
seit 2010 im Bundesrat – wurde von der Nationalratspräsidentin in ihrer Abschiedsrede
mit dem Namenswechsel des Volkswirtschaftsdepartement (EVD) 2013 in Verbindung
gebracht. Dass aus dem EVD das WBF, das Departement für Wirtschaft, Bildung und
Forschung geworden sei, zeige, wie sehr dem Berner Magistraten vor allem das duale
Berufsbildungssystem am Herzen gelegen habe. Die Abschiedsrede Schneider-
Ammanns löste einige Heiterkeit aus. Sein Lieblingsmöbel sei sicher nicht dieses
Rednerpult. Es seien acht emotionale Jahre gewesen, auch wenn man ihm das nicht
immer angesehen habe. Er wünsche sich, dass alle Parlamentsmitglieder den Mut
haben, das Wohl des Landes vor das eigene zu stellen. Auch der scheidende FDP-
Magistrat erhielt stehende Ovationen. 
Im Gegensatz zu früheren Jahren sprachen nicht alle Fraktionschefinnen und -chefs im
Vorfeld der einzelnen Wahlgänge. Einzig für die CVP begab sich Filippo Lombardi nach
vorne, um den Zweierticketvorschlag seiner Partei zu präsentieren. Für viele
überraschend stand dann bereits im anschliessenden 1. Wahlgang fest, dass Viola
Amherd neue Bundesrätin und Nachfolgerin von Doris Leuthard werden würde. Im
Vorfeld war man von mindestens zwei Wahlgängen ausgegangen. Die Mehrheit des
Parlaments hatte allerdings augenscheinlich keine Lust auf Spielchen. Mit 148 Stimmen
übersprang Viola Amherd das absolute Mehr von 121 Stimmen souverän. Auf Heidi
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Z'graggen entfielen 60 der 244 ausgeteilten Wahlzettel. Gerhard Pfister erhielt 17
Stimmen, 15 Stimmen entfielen auf Diverse und 4 Wahlzettel blieben leer. Amherd
erklärte Annahme der Wahl und dankte Heidi Z'graggen für den fairen Wahlkampf. Sie
sei gerne bereit, sich für die Zukunft des Landes einzusetzen. 
Auch die anschliessende Ersatzwahl für Johann Schneider-Ammann ging in Rekordzeit
über die Bühne. Auch hier ergriff lediglich der Fraktionssprecher der FDP, Beat Walti
(fdp, ZH) das Wort. Auch Karin Keller-Sutter wurde bereits im ersten Wahlgang zur
Magistratin gekürt. Sie erhielt 154 Stimmen, nötig gewesen wären 119. Zwar gingen
zahlreiche Stimmen auf Diverse (27) und 6 der 243 eingelangten Wahlzettel blieben leer,
Hans Wicki konnte aber lediglich 56 Parlamentsmitglieder von sich überzeugen. Auch
Karin Keller-Sutter erklärte Annahme der Wahl und wies darauf hin, dass damit ein
«dornenvolles Kapitel in der Geschichte der freisinnigen Frauen» beendet werde: Nach
fast dreissigjähriger Absenz dürfe sie nun als zweite Frau die FDP im Bundesrat
vertreten. 

In den Medien wurden die Bundesrätinnen Nummer acht und neun gefeiert. Zwar seien
der Kanton Uri und der Kanton Nidwalden, die neben den Kantonen Jura, Schaffhausen
und Schwyz noch nie einen Bundesrat gestellt haben, erneut leer ausgegangen. Dass die
nationale Exekutive aber wieder mit drei Frauen besetzt werde, sei aus verschiedenen
Gründen eine Zäsur. Erstens dürfte die «Konkordanz der Geschlechter» (Tages-
Anzeiger) nun wohl zum Normalfall werden, zweitens seien in der Geschichte der
Schweiz noch nie zwei Bundesrätinnen gleichzeitig gewählt worden und drittens sei es
in den letzten 30 Jahren nur zwei Exekutivmitgliedern gelungen, gleich im ersten
Wahlgang das absolute Mehr zu überspringen – Doris Leuthard und Kaspar Villiger. Auf
den Frauen ruhe die Hoffnung und die Wahl würde wohl auch mehr Frauen für eine
Kandidatur für die nationalen Wahlen 2019 motivieren, betonten die Medien. Die
Auffrischung im Bundesrat komme zudem angesichts wichtiger anstehender Probleme
– erwähnt wurden die gescheiterten Abstimmungen zur Altersreform 2020 und zur USR
III – zum richtigen Moment. Das «unspektakuläre Spektakel» (St. Galler Tagblatt) habe
aber auch die momentane Harmonie im Bundeshaus widerspiegelt, was sich auch in der
gleichzeitig stattfindenden Wahl des Bundespräsidenten und der Vizepräsidentin
gezeigt habe. Die Weltwoche hoffte allerdings, dass die Politik nicht so brav werde, wie
im Wahlkampf beschworen. Und die Hoffnung der WoZ war, dass die Frauenwahl
bewirke, dass sich der Bundesrat nun nicht noch weiter nach rechts bewege, sondern
dass es zu einer Aufweichung der Fronten kommen könnte.

Für die Medien gab es nach den Wahlen freilich neue Nahrung für Spekulationen, ging
es doch nun um die Frage, wer welches Departement übernehmen wird. Der wirkliche
Krimi folge erst – so die NZZ. Darüber hinaus wurde spekuliert, dass auch die SVP, die
als einzige Regierungspartei noch nie eine Frau im Bundesrat hatte, wohl jetzt mehr
Nachwuchsarbeit verrichten müsse. Die Aargauer Zeitung zitierte Parteistrategen und
Beobachter – ohne freilich Namen zu nennen – die erwarteten, dass Ueli Maurer 2019
zurücktreten werde und von Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) beerbt werden
würde. 5

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Gesamterneuerungswahlen für den Regierungsrat im Kanton Basel-Stadt
versuchte ein bürgerliches Quartett die 1996 verlorene absolute Mehrheit
zurückzuerobern. Ein halbes Jahr nach der Ersatzwahl für den zurückgetretenen Stefan
Cornaz (fdp) kam es daher erneut zu einer Kampfwahl: Das Wahlbündnis aus FDP, LP
und CVP trat mit einem Vierer-Ticket an. Zu den drei Bisherigen Schild (fdp), Vischer
(ldp) und Conti (cvp) portierte es Nationalrat Christoph Eymann (lp). FDP-Frau Andrea
Frost-Hirschi zog sich krankheitshalber von ihrer anfänglichen Kandidatur zurück. Die
SVP, die bei den Nationalratswahlen vom vergangenen Herbst wählerstärkste
bürgerliche Partei in Basel, nominierte VBS-Mitarbeiter Thomas Bucheli. Die SP wollte
ihren Besitzstand wahren und portierte ihre drei Bisherigen, Schaller, Schneider und
Lewin. Die DSP verteidigte ihren Sitz mit dem Bisherigen Tschudi. Im Wahlkarussell
hatten noch vier weitere Kandidierende Platz genommen: Martina Bernasconi
(Frauenliste), Urs Müller (Basta) und Jürg Stöcklin (gp) stellten sich auf einer
gemeinsamen Liste der Wahl. Dazu kam noch der vor vier Jahren mit dem schlechtesten
Resultat bedachte SD-Kantonalpräsident Markus Borner. 

Der erste Wahlgang ergab einen grossen Erfolg für die vereinte bürgerliche Liste. Die
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drei Bisherigen und Christoph Eymann erreichten das absolute Mehr. Von der SP hat
lediglich Wirtschafts- und Sozialminister Ralph Lewin die Hürde im ersten Anlauf
genommen. Baudirektorin Schneider und die Erziehungsverantwortliche Schaller
musste wie Tschudi in den zweiten Wahlgang. Durch die Wahl von Eymann stand aber
fest, dass mindestens eines der im zweiten Wahlgang antretenden bisherigen
Regierungsmitglieder abgewählt werden würde. Das Rennen machte bei einer
Wahlbeteiligung von 52% schliesslich Tschudi. 6

Bei den Gesamterneuerungswahlen in sieben Kantonen (AG, BS, SG, SH, SZ, TG, UR) kam
es parteipolitisch in allen Kantonen ausser im Aargau und im Thurgau zu
Sitzverschiebungen: Basel-Stadt erhielt eine mehrheitlich links-grüne Regierung, in der
Eva Herzog (sp) den zurücktretenden Liberalen Ueli Vischer ersetzte und der Grüne Guy
Morin den siebten Sitz eroberte, nachdem Hans-Martin Tschudi von der Demokratisch-
Sozialen Partei nicht mehr zum zweiten Wahlgang angetreten war. In St. Gallen
verdrängte Heidi Hanselmann (sp) Anton Grüninger (cvp), und in Uri schafften es die
Sozialdemokraten mit Markus Züst erneut in die Regierung. In Schwyz gelang der SVP
mit Walter Stählin der Einzug in die Exekutive, nachdem die CVP freiwillig auf den Sitz
des zurücktretenden Werner Inderbitzin verzichtet hatte. In Schaffhausen eroberte
Rosmarie Widmer Gysel einen zweiten Regierungssitz für die SVP.

Bei den Ersatzwahlen in Appenzell Innerrhoden, Freiburg, Glarus und Obwalden konnte
die CVP alle ihre Mandate verteidigen, in Graubünden gelang es ihr jedoch nicht, sich
gegen Hansjörg Trachsel (svp) durchzusetzen, der den zurücktretenden SVP-
Regierungsrat Klaus Huber ersetzte. In der Waadt verteidigte die SP den Sitz des
zurückgetretenen Pierre Chiffelle mit Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard. 

In den sieben Gesamterneuerungswahlen konnten die Frauen vier zusätzliche
Regierungsmandate hinzugewinnen: In Basel-Stadt trat Eva Herzog (sp) die Nachfolge
von Ueli Vischer (lp) an, in Schaffhausen schafften es Ursula Hafner (sp) und Rosmarie
Widmer Gysel (svp) in die Exekutive, in St. Gallen verdrängte Heidi Hanselmann (sp)
Anton Grüninger (cvp). Für die zurücktretende Gabi Huber (fdp) kam in Uri Heidi
Z’graggen (cvp) in die Regierung. Gesamtschweizerisch belegten die Frauen Ende 2004
37 von 158 Regierungssitzen (23,4%; 2003: 21,5%). Gemessen am Gesamttotal ihrer
Regierungssitze (6) stellen die Liberalen mit drei Exekutivmitgliedern den höchsten
Frauenanteil (50%), gefolgt von der SP mit 42,4% (14 von 33 Regierungsmitgliedern) und
der FDP mit 25,6% (11 von 43 Mandaten). Bei den Bundesratsparteien ist der
Frauenanteil bei der CVP mit 9,1% (4 von 44 Sitzen) am kleinsten; bei der SVP beträgt er
21,1% (4 von 19 Sitzen). Von einem reinen Männergremium regiert werden fünf Kantone
(AG, AI, SZ, TG, VS).

WAHLEN
DATUM: 01.01.2004
MAGDALENA BERNATH

Die Ausgangslage für die Urner Regierungsratswahlen gestaltete sich spannend:
Justizdirektor Martin Furrer (cvp) trat nach zwölf Jahren Amtszeit nicht mehr an,
ebenso wenig die in den Nationalrat gewählte Finanzdirektorin Gabi Huber (fdp).
Insgesamt kandidierten zehn Personen für die 7-köpfige Exekutive. Die CVP wollte ihre
Mehrheit in der Regierung verteidigen und trat mit den drei Bisherigen Josef Arnold,
Isidor Baumann und Oskar Epp sowie der Präsidentin der Kantonalpartei, Heidi
Z’graggen, an. Die Freisinnigen schickten Sicherheitsdirektor Peter Mattli und den
Attinghauser Berufsoffizier Josef Dittli ins Rennen. Der Altdorfer FDP-Landrat Stefan
Fryberg, der Dittli am Nominationsparteitag unterlegen war, kandidierte wild. Markus
Züst, ehemaliger Altdorfer Gemeindepräsident, Anwalt und Notar wollte den Sitz der SP,
den sie vor vier Jahren verloren hatte, wieder zurückerobern. Die SVP schliesslich
erhoffte sich, mit dem Bauleiter Paul Dubacher, der bereits bei den
Regierungsratswahlen 1996 als Parteiloser angetreten war, den Sprung in die Exekutive
zu schaffen. 

Im ersten Wahlgang von Ende März krempelten die Urnerinnen und Urner ihre
Regierung um: Sie bestätigten lediglich zwei bisherige Regierungsmitglieder und
wählten vier neue hinzu: Das beste Resultat erzielte Bildungsdirektor Josef Arnold (cvp),
gefolgt von Heidi Z’graggen (cvp), Gesundheitsdirektor Markus Stadler (parteilos), Josef
Dittli (fdp), Markus Züst (sp) und Stefan Fryberg (fdp). Volkswirtschaftsdirektor Isidor
Baumann (cvp) verpasste das absolute Mehr um wenige Stimmen. Auf ihn folgte Paul
Dubacher (svp). Die beiden bisherigen Regierungsräte Oskar Epp (cvp) und Peter Mattli
(fdp) sahen sich auf die Schlussränge verwiesen; gemäss Presseberichten war
Baudirektor Epp das Debakel um die Sanierung der Bristenstrasse, die dreimal so teuer
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ausgefallen war wie geplant, zum Verhängnis worden, und Mattli seine erneute
Kandidatur nach siebzehn Amtsjahren. Dass amtierende Regierungsräte abgewählt
wurden, hat es im Kanton Uri seit 1915 nicht mehr gegeben. Damit war klar, dass die CVP
ihre Mehrheit verloren hatte und dass die SP wieder in die Regierung einziehen würde.
Im zweiten Wahlgang von Mitte Mai bestätigte die Urner Bevölkerung den Bisherigen
Isidor Baumann (cvp) als letzten Regierungsrat. Baumann erhielt 5603 Stimmen, der
SVP-Kandidat Paul Dubacher deren 4747. Damit setzt sich die neue Urner Regierung aus
3 CVP, 2 FDP, 1 SP und 1 Parteilosen zusammen. 7

Finanzdirektor Ueli Vischer (lp) trat nicht mehr zur Wiederwahl an. Die Bürgerlichen
präsentierten ein Viererticket mit ihren Regierungsräten Christoph Eymann (lp), Carlo
Conti (cvp), Jörg Schild (fdp) und dem Generalsekretär der Finanz- und
Kirchendirektion Basel-Land, Mike Bammatter (fdp). Auf der rot-grünen Viererliste
kandidierten die Regierungsräte der SP, Ralph Lewin und Barbara Schneider, sowie die
SP-Fraktionschefin im Basler Grossen Rat, Eva Herzog, und der ehemalige Grossrat Guy
Morin (gp). Justizdirektor Hans Martin Tschudi von der Demokratisch-Sozialen Partei
(dsp) trat im Alleingang an. Des weiteren kandidierten neben der SVP-
Kantonalpräsidentin Angelika Zanolari ein Vertreter der SD und vier Personen auf einer
Liste „gegen Armut und Ausgrenzung“. 

Im ersten Wahlgang von Ende Oktober wurden fünf Regierungsmitglieder bestätigt:
Erziehungsdirektor Christoph Eymann (lp) erzielte das beste Resultat, gefolgt von
Polizei- und Militärdirektor Jörg Schild (fdp), Wirtschaftsdirektor Ralph Lewin (sp),
Sanitätsdirektor Carlo Conti (cvp) und Baudirektorin Barbara Schneider (sp). Die übrigen
Kandidaten verfehlten das absolute Mehr: Eva Herzog (sp) und Guy Morin (gp) schnitten
am besten ab; Regierungsrat Hans Martin Tschudi (dsp) landete auf dem achten, Mike
Bammatter (fdp) auf dem neunten und Angelika Zanolari (svp) auf dem zehnten Platz; sie
erzielte weniger als die Hälfte der Stimmen von Bammatter. Für seine Partei
überraschend liess Tschudi (dsp) den Termin für die Anmeldung zum zweiten Wahlgang
ungenutzt verstreichen. Damit endete die Beteiligung der Demokratisch-Sozialen Partei
an der Basler Regierung nach 22 Jahren; die Partei war entstanden, als sich der
damalige SP-Polizeidirektor Karl Schnyder mit seiner Partei überwarf. Für den zweiten
Wahlgang traten nur noch Eva Herzog (sp), Guy Morin (gp) und Mike Bammatter (fdp)
an – bereits vor dem Entscheid von Angelika Zanolari (svp), nicht für den zweiten
Wahlgang zu kandidieren, hatten die anderen bürgerlichen Parteien ein
Zusammengehen mit der SVP ausgeschlossen. Ende November wählten Baslerinnen und
Basler die beiden Kandidaten der Linken in den Regierungsrat. Damit erhielt Basel nach
1935 und 1950 wieder eine rot-grüne Mehrheit. 8

WAHLEN
DATUM: 28.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Bei den Gesamterneuerungswahlen in sieben Kantonen (AG, BS, SG, SH, SZ, TG, UR) kam
es zu keinen wesentlichen Verschiebungen der Machtverhältnisse zwischen den
Parteien. Veränderungen in der parteipolitischen Zusammensetzung der Regierung gab
es in den Kantonen Aargau, St. Gallen und Schwyz. Im Kanton Aargau konnten die
Grünen einen Sitz auf Kosten der CVP erringen und sind damit erstmals in der
Regierung vertreten. Im Kanton St. Gallen schaffte die SVP, nach mehreren vergeblichen
Versuchen in den vorhergegangenen Jahren, den Einzug in die Exekutive. Die FDP
musste einen Sitz abgeben. Im Kanton Schwyz konnte die SVP ihre Sitzzahl in der
Regierung von 1 auf 2 erhöhen, dies ebenfalls auf Kosten der FDP. Im Kanton Basel-
Stadt konnte die Linke ihre Mehrheit in der Regierung verteidigen, zwei neue SP-
Vertreter wurden nach einem Doppelrücktritt problemlos gewählt. In den Kantonen
Schaffhausen und Uri traten nur die bisherigen Regierungsmitglieder zu den Wahlen an
und wurden bestätigt. Im Kanton Thurgau wurde eine neue SVP-Vertreterin, Monika
Knill, mit Unterstützung aller Regierungsparteien gewählt.

Die SVP konnte in St. Gallen endlich in die Regierung einziehen. Im Kanton Schwyz
gelang es ihr, einen zweiten Vertreter in der Regierung zu platzieren. Im Kanton
Nidwalden konnte sie in einer Ersatzwahl erstmals in der Regierung Einsitz nehmen. Die
FDP verlor bei den kantonalen Regierungsratswahlen zwei Sitze, einen im Kanton St.
Gallen und einen im Kanton Schwyz, beide Male zugunsten der SVP. Die CVP musste
einen Sitz im Kanton Aargau und einen im Kanton Nidwalden abgeben. Die SP konnte im
Kanton Aargau in die Regierung zurückkehren. Ansonsten blieb die Vertretung der SP in
den kantonalen Regierungen unverändert. Ein Erfolg für die SP war die problemlose
Verteidigung ihrer zwei Regierungssitze in Basel-Stadt trotz einer Doppelvakanz. Den
Grünen gelang mit der Wahl von Susanne Hochuli im Kanton Aargau ein
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Überraschungserfolg. 

In den Kantonen Aargau und Thurgau zogen Frauen in Regierungen ein, die zuvor reine
Männergremien gewesen waren: Im Aargau Susanne Hochuli (gp), im Thurgau Monika
Knill (svp). In beiden Kantonen war es erst das zweite Mal, dass eine Frau in der
Exekutive Einsitz nahm. Im Kanton Basel-Stadt befindet sich mit Eva Herzog (sp) nur
noch eine Frau in der Regierung, da die zurücktretende Barbara Schneider (sp) durch
einen Mann ersetzt wurde. In den Kantonen St. Gallen und Schaffhausen konnten die
Frauen ihre gute Vertretung (drei von sieben respektive zwei von fünf
Regierungsmitgliedern) halten. Die Regierung des Kantons Schwyz blieb ein reines
Männergremium. Insgesamt hielten die Frauen Ende 2008 31 von gesamtschweizerisch
155 Sitzen in kantonalen Regierungen (20%).

Im Kanton Uri stellten sich alle amtierenden Regierungsräte zur Wiederwahl: Josef
Arnold, Isidor Baumann, Heidi Z’Graggen (alle cvp), Josef Dittli, Stefan Fryberg (beide
fdp), Markus Züst (sp) sowie Markus Stadler (parteilos). Die Regierungsräte kündigten
ihre gemeinsame Kandidatur ohne Absprache mit den Parteien ab, was zu einer kurzen
Aufregung führte. Insgesamt verliefen die Wahlen aber sehr ruhig: Im Gegensatz zu der
Wahl vier Jahre zuvor, als vier neue Mitglieder in die Regierung gewählt worden waren,
konnten sich dieses Mal die Mitglieder der Exekutive ihrer Wiederwahl sicher sein. Es
gab keine Gegenkandidaten, die SVP verzichtete auf Kampfkandidaturen. Dass die
Regierung fest im Sattel sass, hing nicht zuletzt mit den durch die Planung eines
Ferienresorts in Andermatt durch den Ägypter Samih Sawiris verbesserten
ökonomischen Perspektiven des Kantons Uri zusammen. Die Regierung wurde bei den
Wahlen denn auch deutlich bestätigt. Das beste Ergebnis erzielte Josef Dittli (fdp), die
Stimmendifferenzen zwischen den Regierungsmitgliedern waren klein. Isidor Baumann
(cvp) wurde zum Landammann gewählt. Die Stimmbeteiligung war mit 34,4% tief. 9

WAHLEN
DATUM: 06.04.2008
SABINE HOHL

Bei den Regierungsratswahlen in Basel-Stadt kandidierten die Bisherigen Guy Morin
(gp), Christoph Eymann (lp), Hanspeter Gass (fdp), Carlo Conti (cvp) und Eva Herzog (sp)
erneut. Ralph Lewin und Barbara Schneider (beide sp und seit 1997 in der Regierung)
traten dagegen nicht mehr an. Die SP hatte damit zwei vakante Sitze zu verteidigen. Sie
nominierte Christoph Brutschin und Hans-Peter Wessels, die beide als eher
wirtschaftsfreundliche Sozialdemokraten gelten. Die Doppelvakanz der SP hätte eine
Gelegenheit für die bürgerlichen Parteien geboten, die links-grüne Mehrheit im
Regierungsrat anzugreifen. Die bürgerliche Allianz war jedoch zu brüchig, um eine
gemeinsame Viererliste von FDP, CVP, LP und SVP zu ermöglichen. Die SVP, die
aufgrund ihres Wähleranteils von 14% einen Anspruch auf Regierungsvertretung geltend
machte, nominierte ohne Absprache mit CVP, LP und FDP den Grossrat Patrick Hafner
für die Wahl. Die anderen bürgerlichen Parteien betrachteten diese Kandidatur als zu
wenig chancenreich. Es wurde diskutiert, ob eine der drei traditionellen bürgerlichen
Parteien mit Unterstützung der anderen beiden eine Doppelvertretung in der Regierung
anstreben sollte. CVP, FDP und LP verwarfen aber letztlich diese Option.
Überraschenderweise präsentierten auch EVP und DSP mit den Grossräten Stephan
Maurer (dsp) und Heinrich Ueberwasser (evp) Kandidaten für die Regierung. Die SD
nominierten Patrik Cattin. Die Zersplitterung der bürgerlichen Parteien und die hohe
Akzeptanz der SP-Kandidaten selbst im bürgerlichen Lager sorgten dafür, dass die
links-grüne Mehrheit in der Regierung ungefährdet blieb. Alle bisherigen
Regierungsräte ausser Hanspeter Gass (fdp) wurden im ersten Wahlgang bestätigt und
die neuen SP-Kandidaten Wessels und Brutschin erreichten das absolute Mehr auf
Anhieb. Das beste Ergebnis erzielte Eva Herzog (sp). Polizeidirektor Gass (fdp), der das
absolute Mehr verfehlte, war im Wahlkampf aufgrund von umstrittenen Polizeieinsätzen
in der Kritik gestanden. Er wurde, da die verbleibenden Kandidierenden nicht zu einem
zweiten Wahlgang antraten, schliesslich in stiller Wahl bestätigt. Für das neu
geschaffene Amt des Regierungspräsidenten stellte sich nur Guy Morin (gp) zur
Verfügung. Er wurde in stiller Wahl gewählt. 10
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Drei Urner Regierungsräte traten für die Gesamterneuerungswahlen am 11.3.12 nicht
mehr an. Während Stefan Fryberg (fdp) und Josef Arnold (cvp) nach zwöf- bzw.
achtjähriger Amtszeit zurücktraten, wollte sich der im Herbst 2011 in den Ständerat
gewählt Isidor Baumann (cvp) auf die nationale Politik konzentrieren. Die andern vier
Regierungsmitglieder – Heidi Z’graggen (cvp), Josef Dittli (fdp), Markus Züst (sp) und
Beat Arnold (svp) – stellten sich für eine weitere Amtszeit zur Verfügung. Anders als vor
vier Jahren, als alle Bisherigen wieder antraten und ohne Konkurrenz bestätigt wurden,
verhiessen die drei nicht durch Bisherige zu verteidigende Sitze, die total elf
Kandidaturen und der Angriff der SVP, die als zweitstärkste Fraktion im Landrat eine
adäquatere Vertretung in der Regierung und eine neue parteipolitische
Zusammensetzung (bisher: 3 CVP, 2 FDP, 1 SP, 1 SVP) anstrebte, Spannung. Neben ihrem
Bisherigen Arnold, der 2010 bei Ersatzwahlen für den damals aus der Regierung
ausgeschiedenen, parteilosen Ständerat Markus Stadler (glp) als erster Urner SVP-
Regierungsrat in die Exekutive gewählt wurde, schickte die SVP den 51-jährigen
Präsidenten des Landrates, Josef Schuler, ins Rennen. Dessen Chancen wurden jedoch
als gering eingeschätzt, weil vermutet wurde, dass sich die Stimmen des bürgerlichen
Lagers, auf die er angewiesen war, auf die CVP und die FDP konzentrieren würden. Die
CVP trat mit einem Quartett zur Verteidigung ihrer drei Sitze an. Neben der bisherigen
Z’graggen sollten die Kantonsparteipräsidentin Patrizia Danioth Halter, der
Gemeindepräsident von Gurtnellen, Beat Jörg, sowie der Landratsvizepräsident Urban
Camenzind mindestens die beiden vakanten Sitze verteidigen, besser noch die bis 2004
traditionelle Mehrheit in der Urner Exekutive wieder herstellen. Die FDP schickte neben
ihrem Bisherigen Dittli den 55-jährigen Thomas Arnold ins Rennen, um ihren
Besitzstand zu wahren. Markus Züst (sp) wurde von der Wahlallianz aus SP, GP, Juso und
Urner Gewerkschaftsbund unterstützt. Zwei weitere Kandidaturen ergänzten das
Karussell. Sowohl Barbara Bär (fdp), Gemeindepräsidentin von Altdorf als auch Erich
Herger (cvp), Gemeindepräsident von Bürglen und ehemaliger Chefredaktor des Urner
Wochenblattes, waren in der parteiinternen Ausmarchung ihrer Konkurrenz knapp
unterlegen und versuchten ihr Glück mit wilden Kandidaturen, die in Uri – so zeigt etwa
das Beispiel des zurückgetretenen Stefan Fryberg (gewählt als wilder Kandidat) –
durchaus Erfolg haben können.

Angesichts der Kandidatenflut wurde ein zweiter Wahlgang nötig. Im ersten Wahlgang
wurden nur die Bisherigen, die jeweils alle von allen Parteien unterstützt wurden – mit
Ausnahme der SVP, die eine Unterstützung von Züst (sp) explizit verweigerte – ohne
Probleme wiedergewählt: Am meisten Stimmen erhielt Josef Dittli (10'083 Stimmen),
gefolgt von Heidi Z’graggen (7'611 Stimmen), Beat Arnold (7'606 Stimmen) und Markus
Züst (7'424 Stimmen). Dittli wurde zum Landammann und Z’graggen zum
Landesstatthalter gewählt. Ebenfalls bereits in der ersten Runde übersprang Beat Jörg
(6'335 Stimmen) das absolute Mehr, das bei 6'277 Stimmen lag. Er dürfte vom Umstand
profitiert haben, dass er der einzige Kandidat aus dem Urner Oberland war, dem die
Urner Stimmbürgerschaft traditionellerweise ein Regierungsmitglied zugesteht. Für die
restlichen sechs Kandidierenden war die Hürde zu hoch. Urban Camenzind (5'108)
Stimmen konnte sich für den zweiten Umgang die besten Chancen ausrechnen, gefolgt
von Barbara Bär (4'976), die als wilde Kandidatin den offiziell von der FDP portierten
abgeschlagenen Thomas Arnold (3'170 Stimmen) hinter sich liess. Auch der ebenfalls
wild kandidierende Erich Herger (4'698 Stimmen) verzeichnete mehr als ein
Achtungsresultat und liess nicht nur die offizielle CVP-Kandidatin Patrizia Danioth
Halter (4'468 Stimmen), sondern auch den SVP-Kandidaten Josef Schuler (4'460
Stimmen) hinter sich. In der Folge wurden Urban Camenzind und Josef Schuler von
ihren Parteien noch einmal aufgestellt. Die FDP schwenkte von Thomas Arnold auf die
nach der internen Ausmarchung vor dem ersten Wahlgang ursprünglich nicht
unterstützte Barbara Bär um. Erich Herger trat noch einmal wild an. Dank dieser
Kandidatur verhiess auch der zweite Umgang Spannung. Zwar traten Bär und Camenzind
gemeinsam auf einer Liste an, die interne CVP-Konkurrenz durch Herger erhöhte aber
die Wahrscheinlichkeit eines Aufsplittens der CVP-Stimmen und somit die Chancen des
SVP-Anwärters. Beim zweiten Wahlgang am 15. April setzte die Urner Wahlbürgerschaft
aber dann doch überraschend deutlich auf Kontinuität und wählte Barbara Bär (5'142)
vor Urban Camenzind (4'937 Stimmen) in den Regierungsrat. Herger (3'921 Stimmen)
und Schuler (3'696 Stimmen) waren abgeschlagen. Damit blieb die Sitzverteilung – 3
CVP, 2 FDP, 1 SP, 1 SVP – bestehen. Neu und erstmals in der gesamten Innerschweiz
sassen zwei Frauen in der Exekutive. Die Stimmbeteiligung war beim zweiten Wahlgang
(41,1%) leicht geringer als noch beim ersten (49,4%). 11
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Von den sieben Regierungsratssitzen im Kanton Basel-Stadt war nach dem Rücktritt von
Hanspeter Gass (fdp) einer vakant. Die vierköpfige links grüne Mehrheit mit Christoph
Brutschin (sp), Eva Herzog (sp), Hans-Peter Wessels (sp) und der amtierende
Regierungspräsident Guy Morin (gp) traten genauso wieder an wie Christoph Eymann
(lp) und Carlo Conti (cvp). Die FDP hatte bereits früh angekündigt, neben der
Verteidigung des Sitzes von Gass mit einem zweiten Kandidierenden die links-grüne
Mehrheit angreifen zu wollen. Nachdem der Kronfavorit, Nationalrat Peter Malama
Anfang Jahr allerdings erklärte, dass er nicht zur Verfügung stehe und sich auf sein
Nationalratsmandat konzentrieren wolle, bekundeten die Freisinnigen einige Mühe,
valable Kandidaten zu finden. Fündig wurden sie im 35jährigen Grossrat Baschi Dürr,
der bereits seit 10 Jahren für die FDP in der Baselstädtischen Legislative sitzt. Neben
Dürr kündigten schliesslich auch Andreas Faller, Vizedirektor des Bundesamts für
Gesundheit (BAG), sowie Grossrat Helmut Hersberger und Christoph Haller, Grossrat
und TCS-Präsident, ihr Interesse am Regierungsrat an. In der FDP-internen
Ausmarchung Ende März wurde neben dem unbestrittenen Dürr etwas überraschend
Haller nominiert. Die Presse mutmasste, dass dem eigentlich favorisierten Faller sein
Wohnsitz im Kanton Basel-Landschaft zum Verhängnis geworden sei. Zusammen mit
den beiden FDP Kandidaten stellten sich die Bisherigen Christoph Eymann (lp) und
Carlo Conti (cvp) auf einer gemeinsamen Viererliste der Wahl. Die Bürgerlichen traten
damit jedoch nicht geeint auf: sowohl die SVP als auch die Grünliberalen versuchten mit
eigenen Kandidaten, die Parteizusammensetzung im Regierungsrat zu erneuern.
Während die noch junge GLP auf Emmanuel Ullmann setzte, portierte die SVP gleich
zwei Kandidaten: mit den Grossräten Lorenz Nägelin und Patrick Hafner wolle die
zweitstärkste Partei des Kantons eine adäquate Regierungsvertretung gewinnen, so das
Credo. Keine Chancen wurde den drei weiteren Kandidierenden gewährt: der
parteilose Elia Rediger, Christian Mueller (Freistaat Unteres Kleinbasel) und Eric Weber
von der rechtsextremen Volksaktion fanden in der Presse kaum Beachtung. Die bereits
bei den letzten Gesamterneuerungswahlen bestehende Zersplitterung der bürgerlichen
Parteien wurde als gute Voraussetzung für die Linke betrachtet, die ihrerseits mit
einem Viererticket aus den Bisherigen antrat. Darüber hinaus sorgten interne
Streitigkeiten bei den Bürgerlichen für Unmut: der langjährige LP-Grossrat Andreas
Burckhardt sprach sich gegen eine Unterstützung von Baschi Dürr aus, da dieser die
Unteroffiziersschule verweigert habe. Dürr verschaffte sich später Anerkennung mit
seiner Ankündigung, zugunsten seines Ziels eines Regierungsratsmandates auf ein
Nachrücken in den Nationalrat für den zwischenzeitlich verstorbenen Peter Malama zu
verzichten. Die Handelskammer beider Basel gab zudem eine Wahlempfehlung für alle
Bisherigen (mit Ausnahme von Morin) und die beiden FDP-Kandidaten nicht aber für die
SVP-Kandidierenden ab. Tatsächlich war die Akzeptanz der bisherigen Regierung aber
breit, was sich auch in einem relativ lauen Wahlkampf ausdrückte. Die Ankündigung der
Bürgerlichen, die Mehrheit in der Exekutive zurückerobern zu wollen, war laut Presse
eher ein frommer Wunsch als eine eigentliche Kampfansage. Kritik an der Regierung gab
es kaum, ein eigentliches Wahlkampfthema fehlte gänzlich. Zusammen mit der
Änderung der Wahlregeln für das Parlament (siehe oben) gab es auch eine Änderung bei
den Regierungswahlen. Um zu verhindern, dass es wie vier Jahre zuvor zu einer stillen
Wahl kommt, sollte der Regierungspräsident – seit 2008 in einer Direktwahl bestimmt –
neu zusammen mit den anderen Regierungsmitgliedern gewählt werden. Für das
Präsidialamt kandidierten neben Morin auch Dürr und Nägelin sowie Rediger und
Weber.

Wie allgemein erwartet schafften die sechs Bisherigen im ersten Wahlgang Ende
Oktober auf Anhieb die Wiederwahl. Das Trio der SP erzielte die meisten Stimmen,
allen voran Eva Herzog (30'182 Stimmen) gefolgt von Christoph Brutschin (26'618
Stimmen) und Hans-Peter Wessels (24'887 Stimmen). Auch Carlo'Conti (23 222), Guy
Morin (22'902 Stimmen) und Christoph Eymann (22'312) übersprangen das absolute
Mehr (21'983 Stimmen). Dies gelang hingegen weder Baschi Dürr (17'038 Stimmen) noch
dem überraschend weit abgeschlagenen Christoph Haller (13'491), der für den zweiten
Wahlgang nicht mehr nominiert wurde. Der FDP gelang es wohl auch deshalb nicht,
ihren Sitz im ersten Wahlgang zu verteidigen, weil die Konkurrenz durch die SVP –
Patrick Hafner erhielt 8'084 Stimmen und Lorenz Nägelin 7'852 Stimmen – und durch
die GLP, bei der Emmanuel Ullmann allerdings lediglich 5'668 Stimmen erhielt, wohl zu
gross war. Wermutstropfen im links-grünen Erfolg war der Umstand, dass Guy Morin die
Wahl zum Regierungspräsidenten um 859 Stimmen verpasste. Mit 20'266 Stimmen lag
er in der Ausmarchung um das Präsidialamt aber weit vor Dürr (11'851 Stimmen) und
Nägelin (4'600 Stimmen). Die Wahlbeteiligung beim ersten Wahlgang lag bei 41,5%. Fast
wäre es im zweiten Wahlgang zu einer stillen Wahl gekommen. Sowohl die SVP als auch
die GLP beschlossen nämlich, nicht mehr anzutreten. Allerdings wollten Christian
Mueller, der lediglich 1% aller Stimmen (2'129) erzielt hatte, und Damian Heizmann, ein
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neuer parteiloser Kandidat, der einige Sympathien im Grünen Lager hatte, im zweiten
Umgang noch einmal gegen Baschi Dürr antreten. Mehr Spannung verhiess die Wahl für
den Regierungspräsidenten, die nun zwischen Dürr und Morin ausgetragen wurde. Die
SP unterstützte Morin, während sich die LP für Dürr aussprach. Weder die GLP noch die
SVP gaben eine Empfehlung ab. Für Wirbel sorgte Mueller, der rund zwei Wochen vor
dem zweiten Umgang seinen Rückzug zugunsten von Heizmann ankündigte, was aber
rechtlich nicht möglich war. Auch die Ankündigung Dürrs, auch im Falle einer Wahl
einen Morgen Hausarbeit verrichten zu wollen, sorgte für landesweite Schlagzeilen. Die
geringe Spannung wirkte sich auf die Höhe der Beteiligung im zweiten Wahlgang aus, die
bei lediglich 32,1% lag. Wie erwartet setzte sich Dürr deutlich mit 17'300 Stimmen vor
Heizmann (3'049 Stimmen) und Mueller (1'418 Stimmen) durch. Die Wahl für das
Präsidialamt gewann Morin (19'390 Stimmen) mit rund 6'000 Stimmen Vorsprung auf
Dürr (13'638). Die Verteilung der Departemente änderte sich nicht; Dürr übernahm das
Justiz- und Sicherheitsdepartement von seinem Vorgänger Gass. Die Baselstädtische
Bevölkerung hatte sich damit also letztlich weiterhin für die Kohabitation entschieden:
ein links-grün dominierter Regierungsrat steht einer etwas bürgerlicher gewordenen
Legislative gegenüber. Deutlich wurde zudem, dass sich die links-grüne Mehrheit in der
Regierung wohl nur mit einem grossen bürgerlichen Bündnis zwischen FDP, CVP, LP und
SVP, das allerdings laut Pressekommentaren in weiter Ferne liege, knacken liesse. 12

Pour l’élection majoritaire du gouvernement uranais dans les vingt circonscriptions
électorales, trois des sept anciens membres du gouvernement n’ont pas déposé de
candidature. Les motifs justifiant leur non-participation sont, pour Josef Dittli (plr), son
élection au Conseil des Etats le 18 octobre 2015, pour le socialiste Markus Züst, sa
démission du gouvernement et, pour Beat Arnold (udc), sa nomination au Conseil
national. Les trois membres du PDC – Beat Jörg, Heidi Z’Graggen et Urban Camenzind –
se représentent, ainsi que la PLR Barbara Bär. Outres ces candidatures, l’UDC propose
deux nouveaux candidats – Alois Arnold-Fassbind et Petra Simmen –, le Parti libéral
radical trois candidats – Toni Epp, Urs Janett et Roger Nager – et le Parti socialiste la
candidature de Dimitri Moretti. Barbara Bär avait tout de suite été désignée lors du
premier tour de l’Assemblée des délégués PLR. A l’issue de l’Assemblée, Urs Janett et
Toni Epp ont aussi été choisis comme candidats officiels. Roger Nager a décidé de
poser sa candidature, sans soutien de son parti en décembre 2015. La candidature de
Petra Simmen a été critiquée lors de la campagne, car jugée comme moralement et
éthiquement problématique. Si elle est élue, elle pourrait être à la tête de la direction
de la sécurité. Son élection pourrait alors placer son mari, chef du
Schwerverkehrszentrum Uri, sous ses ordres. L’UDC décide, malgré cette critique
rédigée dans le Neue Urner Zeitung du 12 décembre 2015 par le rédacteur Bruno
Arnold, de la présenter, tout comme Alois Arnold-Fassbind.
Au premier tour, avec une participation de 61,6% et une majorité absolue de 7'599 voix,
les quatre anciens membres sont réélus – en tête Beat Jörg (11'138 voix), suivi de Urban
Camenzind (10'424 voix), de Heidi Z’Graggen (9'847 voix) et de Barbara Bär (8'497 voix).
Roger Nager est également élu avec 7'841 voix. Bien qu’il n’était pas le candidat officiel
du Parti libéral radical, son élection a permis à ce dernier de conserver le siège laissé
vacant par Josef Dittli. 
Pour le deuxième tour, encore deux sièges sont à attribuer. Le PLR repropose Urs
Janett, tout comme le PS Dimitri Moretti et l’ UDC Petra Simmen. Avec une participation
de 40,9% sont élus, le 10 avril 2016, Urs Janett avec 7'248 voix et Dimitri Moretti avec
4'994 voix. La candidate UDC, avec 4'593 voix, n’était pas très loin du candidat
socialiste. Les socialistes ont réussi à garder leur siège, contrairement à l’UDC, qui a
perdu son siège au profit du PLR. L’UDC, après six ans au gouvernement, en a été
congédié. L’UDC fait face, suite à la nomination de Beat Arnold au Conseil national, à la
difficulté de trouver des candidats potentiels. Le PS, qui a souvent brandit l’argument
du respect de la concordance, a réussi à maintenir son siège. 13
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Sur les sept membres sortants du gouvernement du canton de Bâle Ville, deux ne se
représentaient pas pour un mandat supplémentaire: le libéral-démocrate Christoph
Eymann, élu au Conseil national en octobre 2015, et Guy Morin (verts). Les socialistes
Christoph Brutschin, Eva Herzog et Hans-Peter Wessels souhaitaient briguer un mandat
supplémentaire, tout comme Baschi Dürr (plr) et Lukas Engelberger (pdc). A leurs côtés,
sept candidats étaient en lice: Conradin Cramer (pld), Elisabeth Ackermann (bastA),
Heidi Mück (bastA), Lorenz Nägelin (udc), Martina Bernasconi (pvl), Eric Weber (va) et
Christian Mueller (fuk). 
Pour la première fois, une collaboration entre le PDC, le PLR, l'UDC et le PLD a vu le
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jour, dans le but de retrouver une majorité bourgeoise au gouvernement, majorité
perdue depuis douze ans. Quatre candidats profitaient donc de cette collaboration, à
savoir Lukas Engelberger, Baschi Dürr, Conradin Cramer et Lorenz Nägelin. Lors des
discussions, Michel Rusterholtz (BS, pbd) avait été proposé pour occuper  la place de
Lorenz Nägelin sur le ticket bourgeois, le candidat UDC ne représentant pas tous les
électeurs bourgeois selon certains avis. Finalement, le PBD décida ne pas présenter son
candidat, en tout cas pour le premier tour, afin de ne pas mettre en péril l'atteinte
d'une majorité bourgeoise au gouvernement. La stratégie du PS était quant à elle
défensive, à savoir assurer la réélection de ses trois membres sortants et, notamment
avec la candidature d'Elisabeth Ackermann, défendre la majorité rouge-verte. La
gauche visait également le siège vacant de Christoph Eymann, afin de renforcer sa
présence au gouvernement. Lors de la campagne, l'UDC a mis en avant les thèmes de la
sécurité, de la diminution d'impôts et de la lutte contre la criminalité étrangère. Le PS
militait pour un contrôle accru des entreprises, pour une politique économique plus
redistributive et une meilleure protection des travailleurs. Outre ces thématiques, le PS
a choisi de jouer la carte de la transparence quant à son budget de campagne. Les
autres partis en course n'ont pas suivi la même voie, estimant que l'électeur n'était pas
intéressé par ce genre d'information. Autre fait ayant suscité la curiosité durant cette
campagne, la candidate Martina Bernasconi a, dans une vidéo de campagne des jeunes
Vert'libéraux, embrassé une fille afin de faire passer un message libéral et en faveur de
la liberté. Finalement, une organisation de migrants appela au boycott de l'élection,
déplorant l'absence d'une politique d'intégration véritablement constructive. 
Lors du premier tour, avec une majorité absolue fixée à 23'422 voix, trois membres
sortants du gouvernement sont arrivés en tête: les socialistes Eva Herzog, avec un score
de 33'576 voix, et Christophe Brutschin, avec 29'448 voix, ainsi que Lukas Engelberger,
qui totalisa 26'635 voix. Deux nouveaux membres accédèrent également au pouvoir
exécutif: Conradin Cramer avec 24'078 voix et Elisabeth Ackermann avec 23'546 voix.
Hans-Peter Wessels comptabilisa 22'550 voix, nombre insuffisant pour obtenir un siège
au regard de la majorité absolue. Suivaient Baschi Dürr avec 21'090 voix, Heidi Mück
avec 18'105 voix, Lorenz Nägelin avec 17'269 voix, Martina Bernasconi (14'115 voix),
Christian Mueller (6'414 voix) et Eric Weber avec 3'247 voix. Le PLD a donc conservé son
siège. Le siège de Guy Morin sera occupé par Elisabeth Ackermann. Les Verts et le Parti
socialiste pouvaient d'ores et déjà se féliciter. A la suite de son élection dès le premier
tour, il devenait fort probable qu'Elisabeth Ackermann accède à la présidence du
gouvernement, son principal concurrent, Baschi Dürr, n'ayant pas obtenu la majorité
absolue. 
Lors du deuxième tour, organisé le 27 novembre 2016, cinq candidats s'affrontaient
pour les deux sièges encore disponibles: les sortants Hans-Peter Wessels et Baschi
Dürr, ainsi que Heidi Mück, Lorenz Nägelin et Eric Weber. Hans-Peter Wessels totalisa
26'155 voix, suivi par Baschi Dürr avec 22'906 voix. Tous deux entameront donc un
mandat supplémentaire au pouvoir exécutif. Heidi Mück arriva en troisième position
avec un total de 21'072 voix, suivie par Lorenz Nägelin (19'084 voix) et Eric Weber (2'716
voix). Elisabeth Ackermann accède à la présidence du gouvernement. C'est donc une
majorité rouge-verte qui, une fois de plus, domine le gouvernement bâlois. 14

Kantonale Ersatzwahlen

Die Wahl einer Nachfolge für den aus gesundheitlichen Gründen zurückgetretenen
Basler Regierungsrat Stefan Cornaz (fdp) entwickelte sich zum Dreikampf mit
ungewissem Ausgang. Der grösste Unsicherheitsfaktor war das Abschneiden der SVP,
die sich in Basel von der einst bedeutungslosen Partei zur stärksten bürgerlichen Kraft
bei den Nationalratswahlen im vergangenen Herbst emporgearbeitet hatte. Die SVP
schickte den Nationalökonomen und Quereinsteiger Marc Meyer ins Rennen. Die
bürgerliche Entente aus FDP, Liberalen und CVP verteidigte den dritten bürgerlichen
Sitz in der siebenköpfigen Regierung mit der Kandidatur von Grossrat und Anwalt Carlo
Conti (cvp). Die FDP verzichtete also zugunsten der CVP, die seit 1996 nicht mehr in der
Regierung vertreten war, auf ihren zweiten Sitz. Weil die bürgerliche Wählerschaft sich
zwischen Conti und Meyer zu entscheiden hatte, rechnete sich die Linke ebenfalls
Chancen aus und nominierte Grossrätin und Soziologin Rita Schiavi von „Basels starker
Alternative“ (Basta). Innerhalb der Linken, insbesondere in den Reihen der SP genoss
Schiavi aber keine einhellige Unterstützung. Keiner der Kandidierenden erreichte im
ersten Wahlgang das absolute Mehr. Conti lag vor Schiavi; Meyer – bereits deutlich
abgeschlagen – an dritter Position. Nach anfänglichem Zögern entschied sich die SVP,
die Kandidatur Meyer für den zweiten Wahlgang zurückzuziehen. Diesem Entscheid
vorangegangen waren Verhandlungen mit FDP, CVP und Liberalen über eine Wahlallianz
bei den Gesamterneuerungswahlen im Herbst. Dank der auf diese Weise gewonnen
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zusätzlichen Unterstützung konnte Conti seinen Vorsprung gegenüber Schiavi von 3600
Stimmen im ersten auf fast 13'000 Stimmen im zweiten Wahlgang ausbauen und siegte
bei einer Wahlbeteiligung von 49,8%. 15

Ziemlich überraschend gab der Basler Gesundheitsdirektor Carlo Conti (cvp) Anfang
Januar seinen Rücktritt bekannt. In Basel-Landschaft hatten nicht korrekt
abgerechnete Honorare von Regierungsmitgliedern hohe Wellen geworfen:
Entschädigungen für Mandate bei staatsnahen Betrieben wurden nicht wie eigentlich
vorgesehen in die Staatskasse eingezahlt, sondern als persönliche Honorare verbucht.
Conti, zur Zeit seines Rücktritts auch Präsident der Konferenz der
Gesundheitsdirektoren, überprüfte in der Folge seine eigenen Einkünfte und stellte
fehlerhafte Verbuchungen fest. Die nicht korrekt abgelieferten Beträge summierten
sich nach Contis Angaben auf rund CHF 111'000. Der Gesundheitsdirektor sprach von
Versäumnissen, die er in der Zwischenzeit zwar zurückbezahlt habe, die es ihm aber
nicht zuliessen, weiter im Amt zu verbleiben. Der Rücktritt brachte Conti viel Respekt
ein, versetzte aber sowohl die Regierung als auch die CVP in Zugzwang. Die Exekutive
ordnete eine Überprüfung der Einkünfte durch die Finanzkontrolle an, die in einem
Mitte Juli vorliegenden Bericht keine Verfehlungen ausmachen konnte. Die CVP
kündigte trotz des seit den Gesamterneuerungswahlen 2012 auf 7,3% geschrumpften
Wähleranteils an, den Sitz mit Lukas Engelberger, dem Kantonsparteipräsidenten,
verteidigen zu wollen. Der in Basel-Stadt bekannte, wirtschaftsnahe und beim im
Stadtkanton wichtigen Pharmakonzern Roche tätige Engelberger erhielt Konkurrenz von
Martina Bernasconi (glp). Die ebenfalls seit einigen Jahren politisch tätige Bernasconi
wollte mit ökologischen Themen die linke Wählerschaft abholen, was allerdings durch
die Stimmfreigabe der SP und der GP erschwert wurde. Die SP liess verlauten, dass die
SVP nicht regierungsfähig sei und die Kandidierenden von GLP und CVP zu bürgerlich
seien. Engelberger wurde von der FDP und den Liberalen (LDP) unterstützt. Ein Trumpf
für die GLP-Kandidatin war, dass mit ihrer Wahl der magere Frauenanteil in der
Regierung hätte erhöht werden können. Die SVP, stärkste Partei im Stadtkanton,
schaffte es nicht rechtzeitig, einen kompetitiven Kandidaten aufzustellen. Zwar war
bereits im Februar mit Thomas Egloff ein möglicher SVP-Regierungsrat präsentiert
worden, dieser zog sich aber – auch weil ihm als weitgehend unbekannten Chirurgen
kaum Chancen eingeräumt wurden – Ende März bereits wieder zurück. Flugs stellte sich
Vizepräsident Eduard Rutschmann zur Verfügung. Rutschmann sass zwar im Grossrat,
hatte aber bei lokalen Wahlen in Riehen verloren und galt lediglich als Lückenbüsser.
Der SVP wurde vorgeworfen, zwar gebetsmühlenartig einen ihr als stärkste Fraktion
zustehenden Regierungssitz zu fordern, wenn es darauf ankäme aber keine valablen
Kandidierenden aufstellen zu können. Als vierter Kandidierender meldete Eric Weber
sein Interesse an der Regierung an. Weber sass als Vertreter der NA zwischen 1984 und
1992 im Grossen Rat von Basel-Stadt und war bei den Erneuerungswahlen 2013 für die
„Volks-Aktion gegen zu viele Ausländer und Asylanten in unserer Heimat – Liste
Ausländerstopp“ (VA) erneut ins Parlament gewählt worden. Der umstrittene und als
Parlamentsschreck und Irrläufer bezeichnete Weber wurde von den Medien geschnitten
und konnte sich im Wahlkampf kaum in Szene setzen. 
Bei den Wahlen vom 18. Mai hatten dann weder Weber noch Rutschmann eine Chance.
Mit seinen 8'111 Stimmen erzielte der SVP-Kandidat nur knapp die Hälfte der Stimmen
von Bernasconi (16'018 Stimmen) und Engelberger (18'873 Stimmen). Weber erhielt
lediglich 2'061 Stimmen. Das Resultat wurde als positive Überraschung für die GLP-
Kandidatin gewertet, die mutmasste, dass viele linke Wählerinnen und Wähler leer
eingelegt hatten und sich für den zweiten Wahlgang Unterstützung von dieser Seite
versprach. Weil nämlich sowohl die GLP-Vertreterin als auch der CVP-Politiker das
absolute Mehr (24'268) verpassten, musste am 22. Juni ein zweiter Wahlgang
durchgeführt werden. Die SVP zog sich zurück und verzichtete auf eine Empfehlung.
Eric Weber trat hingegen erneut an. Trotz einer markant geringeren Wahlbeteiligung
von 32% – was wohl auch auf den sehr lauen Wahlkampf und den Umstand
zurückzuführen ist, dass im ersten Wahlgang gleichzeitig über die Flugzeugbeschaffung
(Gripen) und die Mindestlohn-Initiative abgestimmt worden war (46,2%) – konnte
Engelberger seine Stimmenzahl im Vergleich zum ersten Urnengang halten. Von den
18'387 Stimmen waren ihm wohl auch einige aus dem SVP-Lager zuteil geworden.
Bernasconi vermochte hingegen nicht mehr gleich zu mobilisieren und erhielt noch
11'692 Stimmen. Auch der erhoffte Frauenbonus oder die Unterstützung aus dem linken
Lager hatte damit also nicht gespielt. Weber konnte leicht zulegen und erzielte 2'343
Stimmen. Die Zusammensetzung der Baselstädter Regierung blieb damit unverändert
bei drei SP-, einem GP-, einem FDP-, einem LP- und einem CVP-Vertreter. Engelberger
trat am 1. August die Nachfolge von Conti an. Für die Gesamterneuerungswahlen 2016
hatte das langjährige Regierungsmitglied Christoph Eymann (LDP) bereits 2013
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angekündigt, nicht wieder anzutreten. 16

Ständeratsersatzwahlen

Für den auf Ende Mai zurücktretenden Ständerat Hansruedi Stadler (CVP) wurden am
7. März Ersatzwahlen anberaumt, die zum Duell zweier Regierungsräte wurden. Zur Wahl
standen die Justizdirektorin Heidi Z’graggen (CVP) und der parteilose Urner
Finanzdirektor Markus Stadler, der im Dezember 2009 seinen Rücktritt als
Regierungsrat angekündigt hatte. Dazu griff der Altdorfer Landrat und Geschäftsführer
des Vereins Alpeninitiative Alf Arnold (GP) in die Ausmarchung ein. Der SVP gelang es
trotz intensiver Suche nicht, einen valablen Kandidaten zu finden und sie entschloss
sich in der Folge, keinen der drei Kandidaten zu unterstützen. Der SVP-Landrat Stefan
Kempf beschloss darauf, eine wilde Kandidatur anzustreben, die er aber rasch wieder
zurückzog. Aus Enttäuschung über die mangelnde Unterstützung seiner Partei trat er
aus dieser aus und legte auch sein Landratsmandat nieder. Die FDP, die mit Gabi Huber
den anderen Urner Ständeratssitz hält, sagte Z’graggen ihre Unterstützung zu. Im ersten
Wahlgang erreichte keiner der drei Kandidaten das absolute Mehr. Etwas überraschend
erhielt Stadler die Mehrheit der Stimmen (4224) vor Z’graggen (3130) und Arnold (2023).
Ebenfalls viele Stimmen erhielt Kempf (459), obwohl er offiziell nicht kandidierte. Das
schlechte Abschneiden der CVP-Kandidatin wurde auf ihr angestrebtes Doppelmandat
und – zumindest hinter vorgehaltener Hand – auf den Umstand zurückgeführt, dass Uri
bereits eine Frau im Ständerat habe. Sowohl Arnold als auch Z’graggen zogen in der
Folge ihre Kandidatur zurück. Nachdem die CVP erfolglos nach einem Ersatz für
Z’graggen gesucht hatte, war die Wahl von Stadler im zweiten Wahlgang lediglich
Formsache. Er wurde mit 6955 gültigen Stimmen gewählt. 1573 Wahlzettel waren mit
anderen Namen versehen und 952 waren leer eingelegt worden. Stadler hatte bereits zu
Beginn der Kampagne angekündigt, parteilos bleiben zu wollen und sich der
CVP/EVP/GLP-Fraktion anzuschliessen. Diese goutierte diesen Wunsch allerdings nicht,
worauf Stadler am 29. Mai der GLP beitrat. 17
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Unmittelbar nach dem Nein der Stimmbevölkerung zur Unternehmenssteuerreform III
an der Urne betonten sowohl Gewinner als auch Verlierer die Wichtigkeit des Projektes
und die Dringlichkeit einer neuen Vorlage. Einig war man sich mehr oder weniger
darüber, dass kein kompletter Neubeginn nötig sei, sondern dass man entsprechend
dem sogenannten Plan B auf der bisherigen Vorlage aufbauen könne. Bezüglich der
effektiven Ausgestaltung der neuen Vorlage gingen die Meinungen aber weit
auseinander. So meldeten sich zahlreiche Parteien, Verbände und
Interessenorganisationen mit eigenen Positionspapieren, Eckpunkten und Vorschlägen
zu Wort, darunter der Gewerbeverband, die SP oder auch die kantonalen
Finanzdirektoren zusammen mit den Städte- und Gemeindevertretern. 

Die neue Steuerungsgruppe von Finanzminister Maurer, welche mit Eva Herzog (BS, sp),
Serge Dal Busco (GE, cvp), Heinz Tännler (ZG, svp) und Benedikt Würth (SG, cvp) vier
Vertreterinnen und Vertreter der Finanzdirektorenkonferenz (FDK) umfasste,
präsentierte Ende Mai – und somit in Rekordzeit – die Eckwerte der neuen, als
„Steuervorlage 17” betitelten Vorlage. Diese hatte sich am Vorbild des Kantons Waadt
orientiert, dem es durch ein soziales Abfedern der Steuerausfälle durch höhere
Kinderzulagen gelungen war, sowohl bei der kantonalen Vorlage zur Umsetzung der
Unternehmenssteuerreform III als auch bei der entsprechenden nationalen Vorlage an
der Urne eine Mehrheit zu erzielen. Entsprechend beschränkte sich der Vorschlag der
Steuerungsgruppe nicht nur auf eine Reduktion der den Kantonen zur Verfügung
stehenden Entlastungsmassnahmen: eine engere Fassung des Patentabzugs sowie des
Abzugs für Forschung und Entwicklung, ein Verzicht auf die Möglichkeit zur Einführung
einer zinsbereinigten Gewinnsteuer sowie vor allem eine Beschränkung der maximalen
Steuerentlastung durch die neuen Steuerabzüge auf 70 Prozent anstelle von zuvor 80
Prozent. Vielmehr verstärkte die Steuerungsgruppe mit der Steigerung der
Dividendenbesteuerung von 60 auf 70 Prozent auch die Gegenfinanzierung und sorgte
mit der von der SP geforderten Erhöhung der Kinderzulagen um CHF 30 für eine
Entlastung der Familien. Zusätzlich wurden durch die Aufnahme einer Klausel zur
ausdrücklichen Berücksichtigung von Städten und Gemeinden auch deren Bedenken
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berücksichtigt. Ansonsten übernahm die Steuervorlage 17 die Bestimmungen aus dem
Unternehmenssteuerreformgesetz III, insbesondere bezüglich der Abschaffung der
kritisierten Steuerprivilegien sowie bezüglich der Kompensation der Kantone durch
eine Steigerung des Kantonsanteils an den Bundessteuern von 17 Prozent auf 21.2
Prozent. 

Kurz darauf präsentierte der Bundesrat die neue Vorlage, die weitgehend auf dem
Vorschlag der Steuerungsgruppe beruhte. Einen entscheidenden Unterschied wies die
bundesrätliche Vorlage jedoch auf: Sie sah vor, den Kantonsanteil an den
Bundessteuern nur auf 20.5 Prozent zu steigern, wodurch die Kantone anstelle von der
ursprünglich vorgesehenen CHF 1 Mrd. noch CHF 820 Mio. erhalten würden.
Entsprechend empört zeigten sich die Kantone von dieser Klausel, zumal sie in der
kurzen Diskussion dazu in der Steuerungsgruppe keinerlei Anklang gefunden hatte, wie
Heinz Tännler und Benedikt Würth erklärten. Die Kantone waren jedoch nicht als
Einzige unzufrieden mit dem bundesrätlichen Vorschlag: Die SP und die
Gewerkschaften hiessen zwar die Richtung der Verbesserungen gut, befürchteten
jedoch, dass die Kantone ihre Unternehmenssteuern dadurch trotzdem stark senken
würden. Zudem sollten die Kinderzulagen und die Dividendenbesteuerung stärker
erhöht werden. Der Gewerbeverband sorgte sich aufgrund der steigenden
Dividendenbesteuerung um die Zukunft der KMU, während die internationalen
Grosskonzerne davon nicht stark betroffen seien. Kritisch beurteilte der Finanzdirektor
des Kantons Zürich, Ernst Stocker (ZH, svp), vor allem den Verzicht auf die
zinsbereinigte Gewinnsteuer. Da sich der Kanton Zürich in einer speziellen Situation
befindet, indem er besonders stark von der Abschaffung der alten Steuerprivilegien
betroffen ist, sich gleichzeitig aber keine grosse Senkung der ordentlichen
Gewinnsteuersätze leisten kann, ist er stark auf den Eigenkapitalzinsabzug angewiesen.
Anfangs September 2017 schickte der Bundesrat die Vorlage schliesslich in die
Vernehmlassung, während der die interessierten Kreise bis Dezember 2017 die
Möglichkeit haben, ihre Kritik anzubringen. 18

Als Reaktion auf die Vernehmlassung wurde in den Medien anfänglich insbesondere der
sogenannte «Plan C», der Vorschlag der CVP zur Aufteilung der Reform, diskutiert. Eva
Herzog (BS, sp) erklärte als Vizepräsidentin der FDK, dass die Kantone eine Aufteilung
der Reform nicht goutieren würden. Da nicht alle von ihnen die Gewinnsteuern beliebig
senken könnten, seien spezifische Steuerinstrumente wie die Patentbox und die
zinsbereinigte Gewinnsteuer vonnöten. Ausführlich debattiert wurde auch die
Problematik des Zeitdrucks. Im Dezember 2017 war bekannt geworden, dass die EU die
Schweiz auf die sogenannte «graue Liste» der steuerlich nicht konformen Drittstaaten
gesetzt hatte. Würden die verpönten Privilegien nicht bis Ende 2018 abgeschafft, wozu
sich die Schweiz 2014 verpflichtet hatte – jedoch ohne einen zeitlichen Rahmen zu
nennen –, seien Sanktionen durch die EU-Mitgliedstaaten möglich. Ebenfalls verstärkt
wurde der Zeitdruck durch den internationalen Trend zur Senkung der
Unternehmenssteuern – besonders prominent in den Medien behandelt wurde der
Entscheid der USA, die Konzerngewinnsteuern per 1. Januar 2018 von 35 auf 20 Prozent
zu senken. Die Schweiz müsse somit bezüglich Unternehmenssteuern möglichst rasch
Rechts- und Planungssicherheit schaffen, erklärte zum Beispiel Eva Herzog. Dem
pflichtete auch Finanzminister Maurer bei: Falls möglich sei die SV17 in nur zwei
Sessionen vom Parlament zu verabschieden. Man müsse zudem darum besorgt sein,
dass kein Referendum gegen das Gesetz ergriffen werde. Dadurch könnten erste
Massnahmen anfangs 2019, der Hauptteil des Gesetzes anfangs 2020 in Kraft treten. 
Inhaltlich wurde in den Medien insbesondere über die Massnahmen zur sozialen
Kompensation diskutiert. Die Vernehmlassungsteilnehmenden hatten sich mit der
Erhöhung der minimalen Kinderzulagen nicht zufrieden gezeigt. Der Vorschlag sei
sachfremd und habe auch mit Sozialpolitik nichts zu tun, war zum Beispiel in der NZZ zu
lesen. Als Alternative hatten TravailSuisse und Centre Patronal in der Vernehmlassung
die Einführung eines Vaterschaftsurlaubs – wie ihn ihre Initiative vorsieht –
vorgeschlagen. Ein Vaterschaftsurlaub von 20 Tagen, bezahlt über die
Erwerbsersatzordnung, in die Arbeitgeber und Arbeitnehmer je 0.0275 Lohnprozente
zusätzlich zu bezahlen hätten, würde gemäss Adrian Wüthrich (BE, sp), Präsident der
TravailSuisse, einen regelrechten «Referendumsblocker» darstellen. Der Vorschlag fand
in den Medien jedoch kaum Anklang: Jean-François Rime (svp, FR) zum Beispiel betonte
als Präsident des Gewerbeverbandes, dass durch eine solche Regelung die SV17 den
KMU nur noch mehr Nachteile bringen würde. Auch die SP zeigte sich mit dem
Vorschlag nicht zufrieden: Man unterstütze zwar einen Vaterschaftsurlaub, dieser
müsse jedoch nicht in Kombination mit der Steuervorlage 17 eingeführt werden, erklärte
SP-Vizepräsident Beat Jans (sp, BS). Auch Pirmin Bischof (cvp, SO) schlug eine
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alternative Massnahme zur sozialen Kompensation vor: Der Bund solle den Kantonen
Geld für soziale Massnahmen bezahlen, die Kantone sollen aber selbst entschieden
können, für welche sozialen Zwecke sie dieses Geld einsetzten. 
Die grössten Chancen schrieben die Medien gemeinhin einer Korrektur des
Kapitaleinlageprinzips (KEP) zu: In der Unternehmenssteuerreform II war eine
Möglichkeit für Unternehmen geschaffen worden, Kapitaleinlagen an die Aktionäre
zurückzuzahlen, ohne dass diese verrechnungs- oder einkommenssteuerpflichtig sind –
was faktisch eine steuerfreie Auszahlung von Dividenden bedeutet. Dadurch entstehen
dem Bund, wie eine Schätzung der ESTV zeigte, Steuerausfälle zwischen CHF 400 Mio.
und CHF 600 Mio. pro Jahr, wobei Neuzuzüge nicht berücksichtigt sind. Werden diese
eingerechnet, geht die ESTV trotz mangelnder Daten davon aus, dass die Steuerausfälle
durch eine Steigerung des BIP und der Steuereinnahmen kompensiert werden können.
Eine Korrektur des KEP sei im Parlament nicht chancenlos, erklärte zum Beispiel der
Tages-Anzeiger, zumal Pirmin Bischof 2011 mit seiner Motion (Mo. 11.3462), die ebenfalls
eine Einschränkung des KEP gefordert hatte, nur knapp gescheitert war. Sollte es
dadurch gelingen, die SP ins Boot zu holen und von der Ergreifung eines Referendums
abzubringen, wäre das womöglich für die Bürgerlichen ein gangbarer Weg, war
mehrfach zu lesen. Beat Jans zumindest nannte die Korrektur des KEP «eine der
wichtigsten Massnahmen» zur Findung eines Kompromisses bei der Steuervorlage 17.
Andererseits befürchtete zum Beispiel Hannes Germann (svp, SH), dass eine solche
Regelung grosse Verunsicherung bei den Unternehmen, insbesondere bei denjenigen,
die unter anderem aufgrund der bestehenden Regelung zum KEP in die Schweiz
gekommen waren, auslösen würde. 
Thematisiert wurden in den Medien schliesslich auch Auswirkungen auf die NFA: Um
Verzerrungen in der NFA durch Änderungen der Unternehmenssteuern zu verhindern,
muss das Gewicht der Unternehmenssteuern im Finanzausgleich reduziert werden. Dies
soll in der NFA zu Verschiebungen in zwei- bis dreistelliger Millionenhöhe führen,
wovon gemäss Berechnungen des Tages-Anzeigers mit Zahlen der Finanzverwaltung vor
allem Geberkantone profitierten. Die Nehmerkantone würden demnach deutlich
weniger erhalten als bisher, teilweise seien ihre Verluste in der NFA sogar grösser als
die zusätzlichen Einnahmen durch die Erhöhung des Kantonsanteils. Um diese
Problematik abzuschwächen, enthält die SV17 einen Ergänzungsbeitrag für
ressourcenschwache Kantone in der Höhe von CHF 180 Mio., der aus dem auslaufenden
Härteausgleich finanziert wird und die Situation der betroffenen Kantone während
sieben Jahren verbessert.

Im März 2018 präsentierte der Bundesrat schliesslich seine Botschaft zur Steuervorlage
17. Dabei nahm er nur eine gewichtige Änderung gegenüber der
Vernehmlassungsvorlage vor: Er steigerte den Kantonsanteil an den direkten Steuern
von 20.5 Prozent auf 21.2 Prozent, wie es unter anderem die Kantone in der
Vernehmlassung deutlich gefordert hatten. Überrascht zeigten sich die Medien vor
allem darüber, dass der Bundesrat trotz breiter Forderungen auf eine Einführung der
zinsbereinigten Gewinnsteuer verzichtete. Die Version der Steuervorlage 17, die der
Bundesrat dem Parlament zur Beratung vorlegte, beinhaltete somit als Ausgleich zur
Abschaffung der Steuerprivilegien für Statusgesellschaften eine Steigerung des
Kantonsanteils an den direkten Bundessteuern von 17 auf 21.2 Prozent, was den
Kantonen CHF 990 Mio. pro Jahr einbringt und es ihnen erlauben soll, ihre
Gewinnsteuern zu senken. Ressourcenschwache Kantone erhalten im Rahmen der NFA
zudem während sieben Jahren zusätzlich CHF 180 Mio. Die Kantone führen
obligatorisch Patentboxen für in der Schweiz patentierte Erfindungen sowie fakultativ
einen Steuerabzug von maximal 50 Prozent auf in der Schweiz getätigte Forschung und
Entwicklung ein. Im Vergleich zur Unternehmenssteuerreform III wird auf die stark
umstrittene zinsbereinigte Gewinnsteuer verzichtet. Die Steuerabzüge dürfen
zusammen nicht mehr als 70 Prozent des steuerbaren Gewinns ausmachen (USR III:
80%). Ebenfalls im Unterschied zur USR III wird eine Gegenfinanzierung durch die
Unternehmen eingeführt: Die Dividendenbesteuerung wird beim Bund auf 70 Prozent
(Status Quo: 60%) und bei den Kantonen auf mindestens 70 Prozent erhöht (Status Quo:
zwischen 35% und 70%). Zudem werden als sozialpolitische Kompensation die
Mindestvorgaben für die Kinder- und Ausbildungszulage um CHF 30 auf CHF 230
respektive CHF 280 erhöht. Im Unterschied zum abgelehnten Vorschlag der USR III
enthält die Steuervorlage 17 somit deutlich weniger neue Steuerprivilegien sowie eine
Erhöhung der Dividendenbesteuerung und der minimalen Kinderzulagen. Infolgedessen
weist diese Version der SV17 eine gewisse Ähnlichkeit mit dem kurz nach Ablehnung der
USR III als «Plan B» bezeichneten Szenario auf. 
Die Voto-Analyse zur USR III hatte gezeigt, dass die Stimmbürger sich insbesondere
auch vor den unsicheren Konsequenzen der Vorlage gefürchtet hatten. Aus diesem
Grund hatte Bundesrat Maurer die Kantone im Rahmen der SV17 beauftragt, ihm ihre
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Reformpläne mitzuteilen, so dass diese bei der Berechnung der finanziellen
Auswirkungen ebenfalls berücksichtigt werden können. Ausser den Kantonen Obwalden,
Luzern und Appenzell-Ausserrhoden, die schon über tiefe bis rekordtiefe
Gewinnsteuern verfügen, gaben alle Kantone an, eine Reduktion ihrer Gewinnsteuern zu
planen. In 17 Kantonen sollen die Gewinnsteuern sogar unter 14 Prozent gesenkt
werden, wodurch diese gemäss Tages-Anzeiger weltweit zu den steuergünstigsten
Standorten gehören würden. Durchschnittlich planen die Kantone, ihre Gewinnsteuern
von 19.6 auf 14.5 Prozent zu senken. Dies bringe gemäss Berechnungen, welche die ESTV
als Grundlage für die bundesrätliche Botschaft vorgenommen hatte, jährliche statische
Kosten von CHF 1.8 Mrd. mit sich: CHF 700 Mio. auf Bundes- und CHF 1.1 Mrd. auf
Kantonsebene. Diese Schätzung ergänzte die ESTV durch dynamische Elemente wie
steigende Investitionsvolumen der Unternehmen durch die tieferen Steuern,
Standortverlagerungen verschiedener Unternehmen in die Schweiz oder die Umleitung
von Gewinnen in die Schweiz und erstellte 40 Szenarien zur Entwicklung der Einnahmen
von Bund, Kantonen und Gemeinden. Im schlechtesten Szenario wird der Bund auch
langfristig Verluste von CHF 1 Mrd. pro Jahr einfahren. Im mittleren Szenario, das
Finanzminister Maurer präsentierte, werden durch die SV17 langfristig Mehreinnahmen
von CHF 1.4 Mrd. pro Jahr generiert, im besten Szenario sogar Mehreinnahmen von CHF
6 Mrd. Ab wann genau diese positiven Effekte eintreten, ist unsicher; kurz- und
mittelfristig rechnet die ESTV im mittleren Szenario jedoch mit Mindereinnahmen in der
Höhe von CHF 2.5 Mrd. jährlich. 
Diese Schätzungen wurden von mehreren Seiten kritisiert, da sie neben Annahmen zu
den Reaktionen der Unternehmen auch auf Annahmen zu Gewinnsteuersätzen und
Steuerprivilegien im Ausland beruhen. Zudem gehe die Studie gemäss
Gewerkschaftsbund davon aus, dass die staatliche Bildung irrelevant sei oder nicht von
der Steuerreform beeinflusst werde. Sie berücksichtige den kantonalen
Steuerwettbewerb nicht und überschätze die Kosten einer Ablehnung der SV17 – diese
werden von der Studie im mittleren Szenario auf CHF 9 Mrd. geschätzt. Finanzminister
Maurer nannte die Studie «wissenschaftlich erhärtet», aus Zeitgründen sei sie jedoch
nicht von Externen überprüft worden. Was die Studie gemäss SGB jedoch gut aufzeige,
sei, dass die Steuerbelastung für bisher «normal» besteuerte Unternehmen – für
inlandorientierte KMU, wie es die NZZ erklärte – deutlich sinke, während sie für die
bisher steuerprivilegierten Firmen – für internationale Grosskonzerne – steige. 19

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Am 18. Mai 2014 wurde der Bundesbeschluss über die medizinische Grundversorgung,
der direkte Gegenentwurf zur zurückgezogenen Volksinitiative „Ja zur
Hausarztmedizin“, zur Abstimmung gebracht. Mit einem Ja-Stimmenanteil von 88% und
sämtlichen zustimmenden Ständen war der Entscheid deutlich.
Die Vorlage war bereits im Vorfeld unbestritten, wodurch sich kein echter
Abstimmungskampf ergab. Da sich das Parlament auf diesen Gegenvorschlag geeinigt
hatte und die Initianten ihre Hausarzt-Initiative infolgedessen zurückzogen, war auch
kein grösserer Widerstand zu erwarten. Im Gegenteil: einträchtig wurde verkündet, es
gebe keinen Grund, den Gegenvorschlag abzulehnen. Ende Februar traten
Gesundheitsminister Berset und der Präsident der Gesundheitsdirektorenkonferenz
(GDK), Carlo Conti, vor die Medien und erörterten die Vorlage. Dabei unterstrich der
Magistrat die Bedeutung einer qualitativ hochstehenden, medizinischen
Grundversorgung in allen Regionen der Schweiz. Conti erkannte im Rückzug der
Initiative eine Verpflichtung für die Politik und verwies auf den für die Behörden
wichtigen Masterplan Hausarztmedizin. Auch er erachtete den Ausbau der
Grundversorgung angesichts der demografischen Alterung als besonders bedeutend.
Der Masterplan Hausarztmedizin war 2012 lanciert worden und wurde vom
Eidgenössischen Department des Innern (EDI), von der Konferenz der kantonalen
Gesundheitsdirektoren (GDK), der Universitätskonferenz, dem Staatssekretariat für
Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) sowie den Ärzteverbänden und dem
Initiativkomitee getragen. In ihm sind konkrete Massnahmen zur Förderung der
Hausarztmedizin verankert, deren Umsetzungen bereits eingeleitet sind. Der Masterplan
sichert den Hausärzten zusätzliche Einnahmen von CHF 200 Mio.

Trotz guter Vorzeichen – in einer ersten, vom Sonntags-Blick durchgeführten Umfrage
gaben 48% der Befragten an, den Gegenvorschlag annehmen zu wollen, nur 19% waren
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dagegen – versammelten sich Anfang April rund 300 Ärztinnen und Ärzte in Aarau zu
einer Kundgebung. Sie wollten auf den mangelnden Nachwuchs im Hausarztbereich
aufmerksam machen und gleichzeitig für die bevorstehende Abstimmung werben. In
den Trendumfragen der SRG wurden dem Anliegen ebenfalls gute Vorzeichen attestiert.
In der ersten Welle waren 66% der Befragten dafür, in der zweiten Welle waren es gar
71%.

Immer wieder gegen den Verfassungsartikel äusserte sich indes der Zürcher SVP-
Nationalrat Toni Bortoluzzi. Er kritisierte, dass der vorgeschlagene Artikel falsche
Signale aussende: Es sei nicht Sache des Bundes, eine bestimmte Berufsgruppe
attraktiv zu machen. Gleichwohl wurde von der Volkspartei selber vorerst keine
Gegenkampagne geführt. Erst am 8. Mai, also nur zehn Tage vor der Abstimmung setzte
sich ein Gegnerkomitee zusammen, in dem Bortoluzzi federführend war. Das Komitee
warnte vor dem „entscheidenden Schritt zur Verstaatlichung des Gesundheitswesens“.
Dem Komitee schlossen sich einige SVP-Politiker und etwa 20 Ärzte an. Tatsächlich
hatte die SVP als einzige Partei die Nein-Parole ausgegeben. Wichtigstes Argument
blieb, dass es keines Verfassungsartikels bedürfe, um die Grundversorgung
sicherzustellen. Aus Kreisen des Gegnerkomitees wurde gar vor einer „Mogelpackung“
gewarnt: Man befürchte, dass die freie Arztwahl und der direkte Zugang zum Hausarzt
nicht mehr gewährleistet seien.

Dieses Aufbäumen konnte den deutlichen Abstimmungserfolg jedoch nicht schmälern.
Die zustimmenden 88% (Stimmbeteiligung: 55,8%) waren ein deutliches Zeichen.
Entsprechend zufrieden zeigten sich die Befürworter. Der Volksentscheid hatte
allerdings unerwartete Folgen: Andere Leistungserbringer, wie beispielsweise die
Spitäler, meldeten nun auch entsprechende Begehrlichkeiten an und forderten eine
Gleichbehandlung aller Ärzte. Der Spitalverband H+ teilte in einer Medienorientierung
mit, dass die ambulanten und stationären Dienstleistungen der Spitäler ebenfalls zu den
„tragenden Säulen der ärztlichen Grundversorgung“ gehörten. Ebenso könnten andere
Berufsgruppen, wie Apotheker oder Physiotherapeuten solche Forderungen stellen.
Entsprechend besorgt zeigte sich der Präsident des Pro-Komitees, Peter Tschudi, dem
diese „Trittbrettfahrer“ ein Dorn im Auge waren. Seiner Auffassung nach sind die
Spitäler keineswegs als Teil der Grundversorgung zu verstehen. 

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 55,85%
Ja: 2 480 870 (88,1%) 
Nein: 336 196 (11,9%) 

Parolen: 
– Ja: SP, CVP, FDP (2*), GPS (1*), BDP, GLP (*2), EVP; Travail.Suisse, FMH, H+,
Berufsverband der Haus- und Kinderärztinnen Schweiz, SGB. 
– Nein: SVP (8*).
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Vox-Analyse im Nachgang der Abstimmung führte zu Tage, dass die Hausarztvorlage
recht deutlich im Schatten der anderen, an diesem Tag behandelten Vorlagen (Gripen,
Pädophilie und Mindestlohn), stand. So wusste ein Drittel der Befragten nicht, worum es
bei dieser Vorlage gegangen war. Wichtigste Motive der Ja-Stimmenden waren die
Förderung der Hausärzte und die Sicherstellung der medizinischen Grundversorgung.
Es wurde jedoch auch ein grosses Regierungsvertrauen festgestellt: 92% der Befragten,
die dem Bundesrat grundsätzlich vertrauen, hatten hier Ja gestimmt. Als wichtigstes
Nein-Argument wurde die „last-minute-Kritik“ des Gegenkomitees ermittelt, nämlich
eine Ablehnung der Verstaatlichung. Dass das gegenwärtige System funktioniere und
dass Hausärzte nicht bevorzugt werden sollen waren weitere, häufig genannte Gründe
der Gegner. 20
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Ärzte und Pflegepersonal

Ende März wurde bekannt, dass ein parteiunabhängiges Komitee „Mehr
Ausbildungsplätze in der Humanmedizin“ eine entsprechende Initiative lanciert hatte.
Mit dieser sollte der drohende Ärztemangel aufgefangen werden. Die Initianten
kritisierten, dass talentierte junge Menschen die Ausbildung zum Arzt nicht absolvieren
könnten, obwohl die Spitäler grösste Mühe hätten, die benötigten Assistenzärzte zu
finden. Das Bundesamt für Gesundheit prognostizierte 2011 einen mittelfristigen
Ärztebedarf von 1'200 bis 1'300, während gegenwärtig nur rund 800 Mediziner pro Jahr
ausgebildet werden. Das Ziel der Initiative ist es, dem Bund die Kompetenz zu erteilen,
nötigenfalls die Kantone zu zwingen, eine bestimmte Anzahl Mediziner auszubilden.
Nach Bekanntwerden des Vorhabens gab Carlo Conti (BS, cvp), Präsident der
Gesundheitsdirektorenkonferenz, zu bedenken, dass für die Ausbildung von 1'200
Ärzten rund CHF 60 Mio. benötigt würden und forderte entsprechende Anstrengungen.
Sukkurs erhielten die Initianten auch vom Präsidenten des Ärzteverbands FMH, Jürg
Schlup. Die Hausärzteschaft äusserte sich indes kritisch zum Vorhaben und stellte in
Frage, ob dadurch auch mehr Hausärzte zur Verfügung stehen würden. Deswegen sei in
ihren Augen vorerst die Hausarztinitiative zentral. Bis zum 9. Oktober 2014 hat das
Initiativkomitee Zeit, die nötigen 100'000 Unterschriften zu sammeln. 21

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Die Vertreter von Bund, Kantonen sowie Gewerkschaften und Arbeitgeber konnten sich
an der nationalen Lehrstellenkonferenz im Oktober über einen intakten
Lehrstellenmarkt freuen. Sorge bereitete den Teilnehmenden aber die
Jugendarbeitslosigkeit und die Personalnot im Gesundheitssektor. An der Konferenz
wurde beschlossen, eine Kampagne zu lancieren, die darauf abzielt, mehr Jugendliche
für Ausbildungen im Gesundheitsbereich zu motivieren und vermehrt Quereinsteiger
für Medizinalberufe zu gewinnen. An der Zusammenkunft zeichnete sich ausserdem
eine Entwicklung zu mehr Druck seitens der Kantone ab. So beantragte etwa der Basler
Regierungsrat Carlo Conti (cvp), Vizepräsident der Schweizerischen
Gesundheitsdirektorenkonferenz, private Spitäler sowie Heime mit Auflagen in
Leistungsvereinbarungen zur Schaffung von zusätzlichen Ausbildungsplätzen zu
verpflichten. 22

ANDERES
DATUM: 27.10.2009
ANDREA MOSIMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

In den kantonalen Parlamentswahlen erzielten die Sozialdemokraten insgesamt 22
zusätzliche Sitze: acht in St. Gallen, sieben in Basel-Stadt, vier in Schwyz, drei in
Schaffhausen und einen im Thurgau; in Uri mussten sie einen Sitz abtreten. In den
Regierungsratswahlen in Basel-Stadt ersetzte Eva Herzog (sp) den zurücktretenden
Liberalen Ueli Vischer, in St. Gallen verdrängte Heidi Hanselmann (sp) den
Christlichdemokraten Anton Grüninger, und in Uri schaffte die SP mit Markus Züst nach
1999 wieder den Sprung in die Regierung.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Nachdem zahlreiche potentielle Kandidatinnen und Kandidaten für die Nachfolge von
Doris Leuthard als Parteipräsidentin davon Abstand genommen hatten, sich zu
präsentieren, darunter die Nationalrätinnen Brigitte Häberli (TG) und Lucrezia Meier-
Schatz (SG), wurde der 35jährige Nationalrat Christophe Darbellay (VS) zum einzigen von
der Findungskommission empfohlenen Bewerber. Darbellays Kandidatur barg das
Problem, dass ein zusätzlicher Mann im Präsidium gegen die in den Partei-Statuten
festgelegte Mindestrepräsentation der Frauen verstossen würde. Dieses Problem wurde
zunächst zurückgestellt, später dann durch die Wahl der Urner Regierungsrätin Heidi
Z’graggen in das auf 8 Mitglieder erweiterte Parteipräsidium gelöst. Die
Delegiertenversammlung anfangs September in Aadorf (TG) wählte Christophe

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Darbellay mit 214 von 218 Stimmen zum neuen Präsidenten. 23

An ihrer Delegiertenversammlung am 26. April in Belp (BE) diskutierte die CVP
kontrovers über den Gesundheitsartikel. Die CVP-Delegierten beschlossen die Nein-
Parole mit 165 zu 63 Stimmen, dies trotz des Einsatzes für die Vorlage durch
Krankenkassenlobbyisten innerhalb der Partei, wie der für Santésuisse tätigen
Nationalrätin Ruth Humbel (AG). Vor allem die Delegierten aus der Romandie lehnten
den Gesundheitsartikel fast geschlossen ab. Aber auch alle amtierenden CVP-
Gesundheitsdirektoren waren dagegen. Das Hauptargument gegen den
Gesundheitsartikel war, dass man den Krankenkassen nicht Steuergelder überlassen
sollte, ohne dass diese einer demokratischen Kontrolle unterstehen würden. Zur SVP-
Einbürgerungsinitiative beschlossen die Delegierten mit 272 zu 13 Stimmen die Nein-
Parole. Die CVP besetzte zudem ihr erweitertes Präsidium mit 11 Mitgliedern (darunter
der Fraktionspräsident Urs Schwaller als Mitglied von Amtes wegen). Parteipräsident
Darbellay wurde bestätigt, ebenso die bisherigen Präsidiumsmitglieder Dominique de
Buman (FR), Ida Glanzmann (LU), Lucrezia Meier-Schatz (SG), Luigi Pedrazzini (TI) und
Heidi Z’Graggen (UR). Glanzmann wurde als Nachfolgerin von Bruno Frick zudem neben
de Buman zur Vizepräsidentin der CVP Schweiz gewählt. Zu neuen
Präsidiumsmitgliedern wurden in einer Kampfwahl Pirmin Bischof (SO), Kathrin Amacker
(BL), Barbara Schmid-Federer (ZH) und Patricia Mattle (SG) bestimmt, letztere als
Vertreterin der Jungen CVP. Die ebenfalls kandidierenden Ruth Humbel (AG) und
Gerhard Pfister (ZG) hatten das Nachsehen. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.04.2008
SABINE HOHL

Der Rücktritt von Bundesrat Moritz Leuenberger kam für die meisten Beobachter
überraschend, war doch erwartet worden, dass der SP-Magistrat 2011 noch ein weiteres
Jahr als Bundespräsident amtieren würde. Die SVP kündigte sofort an, den SP-Sitz
attackieren zu wollen. In der SP positionierten sich vier Frauen als potentielle
Nachfolgerinnen. Der Baselstädter Regierungsrätin Eva Herzog und der St. Galler
Nationalrätin Hildegard Fässler wurden lediglich Aussenseiterchancen eingeräumt.
Schliesslich nominierte die SP-Fraktion Anfang September ein Zweierticket bestehend
aus Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) und Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE). Bei
den Bundesratsersatzwahlen setzte sich Simonetta Sommaruga im dritten Wahlgang
gegen Jacqueline Fehr und im vierten Wahlgang gegen den SVP-Herausforderer Jean-
François Rime durch. Einziger Wermutstropfen der Wahl der Berner Ständerätin war
der drohende Verlust des Ständeratssitzes ihrer Partei. 25

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.09.2010
MARC BÜHLMANN

1) BU, 25.3.19; AZ, 16.7., 17.7.19; Blick, 22.7.19
2) LZ, 29.7.19; BaZ, 31.7.19; Blick, CdT, LT, LZ, Lib, TG, 2.8.19; SGT, 3.8.19
3) Presse vom 10.7.10; NZZ, 10.7.10.; Presse vom 7.8.10; NZZ, 7.8.10.; Presse vom 9.8. und 10.8.10.
4) Presse vom 1. Bis 4.9.10.
5) AB VB 2018, S. 2263 ff.; Blick, LT, SGT, 26.9.18; BaZ, Blick, CdT, LT, NZZ, SGT, TG, WW, 27.9.18; BaZ, Blick, SGT, TG, 28.9.18;
AZ, Blick, CdT, NF, NZZ, SGT, TA, URZ, 29.9.18; SGT, 2.10.18; BaZ, 10.10., 11.10., 15.10., 16.10.18; BLZ, BaZ, 19.10.18; BLZ, Blick, TA,
20.10.18; BaZ, 25.10.18; BaZ, 7.11.18; AZ, BaZ, Blick, LT, NZZ, SGL, SGT, TA, URZ, 17.11.18; SoZ, 18.11.18; BaZ, 19.11.18; WW, 22.11.18;
NZZ, SGT, SN, 28.11.18; BaZ, 1.12.18; So-Bli, 2.12.18; AZ, Blick, 4.12.18; LT, NZZ, TG, 5.12.18; AZ, BaZ, Blick, LT, NF, NZZ, SGT, TA,
URZ, WW, WoZ, 6.12.18; Blick, 7.12., 14.12.18
6)  BaZ, 29.3.-25.11.00; NZZ, 14.10. und 18.11.00; TA, 20.10.00; Presse vom 23.10.00; BaZ, 1.12.00.
7) NLZ, 9.1.-20.3. und 23.3.-4.4.04; Presse vom 22.3.04; NLZ und NZZ, 17.5.04.
8) BaZ, 4.2.-16.10. und 28.10.-23.11.04; Presse vom 25.10. und 29.11.04; BaZ, 30.11.04.
9) NZZ, 11.1.08; Bund, 4.4.08; SGT und TA, 5.4.08; Presse vom 7.4.08.
10) NZZ, 17.1., 8.2. und 2.9.08; BaZ, 19.1., 5.2., 8.2., 20.-21.2., 7.3., 12.3., 15.4., 17.4., 22.-23.4., 21.5., 23.5., 19.7. und 2.9.08; TA,
18.2.08; Presse vom 15.9.08; BaZ, 27.9.08
11) NLZ, 12.6.11; 3.2.12; NZZ, 29.2.12; NLZ, 3.3.12; Presse vom 12.3.12; NLZ, 20.3.12; NZZ, 7.4.12; SGT, 12.4.12; Presse vom
16.4.12; www.ur.ch
12) BaZ, 6.1., 18.1., 24.1., 3.2., 15.2., 25.2., 28.2., 16.3., 20.3., 21.3., 27.3., 28.3., 16.5. und 18.5.12; NZZ, 16.8.12; BaZ, 2.10.12; TA,
22.10.12; NZZ, 24.10.12; Presse vom 29.10.12; BaZ, 30.10., 1.11, 8.11, 10.11, 13.11. und 14.11.12; TA, 20.11.12; Presse vom 26.11.12;
BaZ, 28.11.12
13) Résultat deuxième tour; Résultat premier tour ; URZ, 11.12., 18.12.15; TA, 29.2.16; NZZ, 11.4.16
14) Résultat 1er tour; Résultat 2e tour; NZZ, 9.8.16; BLZ, 24.8.16; BaZ, 11.10., 24.10., 28.11.16
15) BaZ, 8.1.-24.11.00.21; Presse vom 23.10.00; Presse vom 27.11.00.
16) BaZ, 25.10.13, 8.1.14; BLZ, BaZ, 28.1.14; BaZ, 7.2., 19.2., 26.2., 27.2.14; BLZ, 21.3.14; BLZ, BaZ, 25.3.14; BaZ, 11.4., 3.5.14; BLZ,
BaZ, 19.5.14; BLZ, 20.5.14; BaZ, 21.5.14; BLZ, 16.6.14; NZZ, 19.6.14; BLZ, BaZ, 23.6.14; BaZ, 24.6.14
17) Presse vom 12.1. bis 6.3.10; Kempf: NLZ, 13.02.10; Presse vom 8.3.10; Presse vom 26.4.10; Presse vom 31.5.10
18) Entwurf des Bundesgesetzes über die Steuervorlage 17; Erläuternder Bericht zur Vernehmlassung der Steuervorlage 17;
Medienmitteilung zur Vernehmlassung der Steuervorlage 17; TA, 25.2.17; SoZ, 26.2.17; NZZ, 22.4., 28.4.17; AZ, 29.4.17; AZ, LT,
LZ, TG, 2.6.17; NZZ, 3.6.17; BZ, 6.6.17; TA, 10.6.17; NZZ, 12.6., 6.9.17; BZ, 7.9.17; LT, 8.9.17
19) BBl 2018, S. 2527 ff.; WoZ, 7.12.17; AZ, 8.12.17; NZZ, 11.12.17; TA, 19.12.17; Lib, NZZ, 21.12.17; APZ, 22.12.17; AZ, 30.12.17; NZZ,
9.1.18; NZZ, TA, 12.1.18; TA, 22.1., 24.1., 25.1.18; AZ, 27.1.18; NZZ, 29.1.18; TA, 30.1.18; TZ, 31.1.18; AZ, BU, LT, NZZ, 1.2.18; NZZ, SZ,
3.2.18; TA, 5.2.18; BaZ, NZZ, WW, 8.2.18; BaZ, 15.2.18; SZ, TA, 23.2.18; 24H, SZ, 24.2.18; AZ, LZ, 27.2.18; AZ, 5.3., 10.3.18; SZ,
15.3.18; Blick, NZZ, 16.3.18; AZ, BaZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, TA, 22.3.18; NZZ, TA, 23.3.18; So-Bli, 25.3.18; TG, 27.3.18; AZ,
28.3.18; NZZ, WoZ, 29.3.18; TA, 4.4.18; LZ, NZZ, SGT, 5.4.18
20) Lit. Longchamp et al.; Medienmitteilung H+ vom 20.05.14; lit. Bürgisser et al.; NZZ, 25.2.14; NZZ, 20.3.14; So-Bli, 23.3.14;
AZ, NZZ, 2.4.14; AZ, 3.4.14; NZZ, 9.4.14; BZ, 24.4.14; NZZ, 8.5., 17.5.14; AZ, NZZ, 19.5.14
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21) BBl, 2013, S. 2639 ff.; Blick, 26./27.3.13.
22) NZZ, 27.10.09.
23) Presse vom 4.9.06.
24) TA, 19.4.08; AZ, 26.4.08; Presse vom 28.4.08.
25) Nominierung: Presse vom 4.9.10.
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